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Es sind nur noch wenige Wochen bis zur Bürgerschaftswahl am 14. Mai. Wir alle sind aufgerufen, mit unserer 

Stimmabgabe den zukünftigen Kurs des Landes Bremen mitzubestimmen.

Als international stark vernetzter Wirtschaftsstandort steht unser Bundesland nicht zuletzt aufgrund ei-

ner neuen geopolitischen Situation und vieler gleichzeitiger Krisen vor großen Herausforderungen. Deshalb 

ist es jetzt besonders wichtig, die richtigen Entscheidungen für die Zukunft der Städte Bremen und Bremer-

haven zu treffen.

Wir haben die Unternehmen in Bremen und Bremerhaven gefragt, bei welchen Themen sie besonderen 

Handlungsdruck sehen. Aus den Ergebnissen haben wir die zehn zentralen Aspekte – von Bildung, Standort-

qualität, Innovation, Digitalisierung, Abgabelasten, Entbürokratisierung, Fachkräftesicherung bis zum Tou-

rismus in unseren Städten – mit konkreten Handlungserfordernissen unterlegt und ein eigenes Positions-

papier mit konkreten Vorschlägen veröffentlicht.

Zu den wichtigsten Aspekten unserer Standortumfrage haben wir auch die Spitzenkandidatinnen und 

Spitzenkandidaten der Parteien mit Fraktionsstatus in der Bremischen Bürgerschaft befragt. Ihre Antworten 

geben Auskunft über Konzepte und Profile der Parteien.

Die Unternehmen in unserem Land sind leistungsfähig und innovativ. Sie sorgen für Wachstum und Ar-

beitsplätze – und durch ihre Erträge auch für soziale Aufgaben, Bildung, Kultur und Infrastrukturausbau. Um 

Bremens und Bremerhavens wirtschaftliche und soziale Kraft zu erhalten, brauchen die Unternehmen gute 

Standortbedingungen und gut ausgebildete Fachkräfte.

Daher ist es aus Sicht der Wirtschaft wichtig, dass es der neuen Landesregierung gelingt, Perspektiven für 

die drängendsten Fragen des Standortes zu entwickeln: Wie kann Bremen in der Bildung besser werden? Wie 

können wir Innovationen fördern? In welchen Bereichen können wir mit mehr Pragmatismus schneller vor-

ankommen? Wie erhalten und verbessern wir die Attraktivität der Wirtschaftsstandorte Bremen und Bremer-

haven? Das sind die Herausforderungen, an denen wir die Projekte der künftigen Landesregierung messen 

müssen. 

Daher ist es wichtig, dass wir alle uns an der Bürgerschaftswahl beteiligen. Daher meine herzliche Bitte: 

Gehen Sie zur Wahl!

Ihr

Eduard Dubbers-Albrecht 

Präses
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Erfolgsgeschichte geht in die  
nächste Runde 16 

Seit der Gründung der so genannten Business Improvement Districts (BIDs) im Ansgari-Quar-
tier und in der Sögestraße kümmern sich die dortigen Anlieger gemeinsam darum, ihren 
Standort noch attraktiver zu gestalten. Nun wurde das Erfolgsmodell an beiden Standorten 
um weitere fünf Jahre verlängert.
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Nadine Pilarczyk und Jana 
Schumacher haben einen 
hochwertigen Schaumwein 
nach französischem Vorbild 
in traditioneller Flaschen-
gärung kreiert und sich mit 
ihrem Bourrée selbststän-
dig gemacht.

Wenn es Probleme rund um das Thema Ausbildung gibt, steht 
die Jugendberufsagentur (JBA) als Ansprechpartnerin bereit: 
Das ist eine der Kernbotschaften, die JBA-Repräsentantin Ca-
rola Brunotte den Unternehmen im Land Bremen vermitteln 
möchte. Zwei wichtige Angebote zur Förderung Jugendlicher, 
die eine besondere Unterstützung benötigen, sind die Assis-
tierte Ausbildung und die Aufsuchende Beratung.

Grüner drucken:  
Schutz für Mitarbeitende, Umwelt  

und Budgets 22 

Jedes Büro kann seinen Bei-
trag zu mehr Nachhaltigkeit 
und für eine gesunde Um-
gebung leisten, meint Tanja 
Schmidt von der Igreeen So-
lutions GmbH. Das erste kom-
plett grüne Studio für Multi-
funktionsgeräte im Norden 
Deutschlands möchte zeigen, 
wie es geht.

Jahresbericht: Gemeinsam  
den Wandel meistern 8 

Trotz der Krisen verzeichnete die bremische Wirtschaft im vergangenen 
Jahr ein vergleichsweise hohes Wachstum. Auch die aktuelle Geschäftsla-
ge hat sich etwas verbessert. Allerdings werden Energieversorgung, Roh-
stoffpreise, Material- und Fachkräftemangel weiterhin als Geschäftsrisiken 
gesehen.

Individuelle Hilfe bei  
der Ausbildung – und auf  

dem Weg dorthin 58 
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Bernd Kidler
65 Jahre alt
MR PlanFabrik GmbH
Prokurist und Senior Vice President 
16 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Fotografiert von Jörg Sarbach

Immer weiter, immer mehr
Bernd Kidler hat sein Leben lang gelernt – und er ist noch längst nicht 
fertig damit. Die Welt wird zunehmend komplexer. Immer wieder gibt 
es etwas Neues zu entdecken, zu verstehen und anzuwenden. Genau das 
ist es, was Kidler antreibt. 

So war er schon als Kind. Im Alter von elf Jahren begann er Geige zu 
spielen. „Ein wunderbares Instrument, auch wenn die ersten Jahre recht 
hart sind, bis man die ersten wirklich schönen Klänge spielt“, erinnert 
sich Kidler. Er gab nicht auf, im Gegenteil. Er entwickelte eine große Lei-
denschaft für die Musik und kaufte sich später eine rund 250 Jahre alte 
Geige, die er heute noch ab und zu spielt.

Auch an der Uni Bremen war Kidler auf der Suche nach neuem Wis-
sen. Zunächst ohne konkreten Berufswunsch studierte er Mathematik 
– und lernte fürs Leben. „Ich habe gelernt, Herausforderungen anzuneh-
men und komplexe Probleme zu lösen, indem man sie zunächst auf eine 
andere Ebene hebt.“ Nach dem Studium arbeitete Kidler im technischen 
Marketing bei der Software AG in Darmstadt und im globalen Rollout 
bei der SAP AG in Baden-Württemberg, ehe er ein Start-up im Bereich 
Körperschallsensorik gründete. 

Inzwischen ist Kidler Senior Vice President bei der MR Planfabrik 
GmbH und leitet den Bereich Strategische Beratung und Digitalisierung. 
„Unsere Schwerpunkte sind Planung, Effizienz und Zukunftsfähigkeit 
in Produktion und Logistik. Da kann ich viel Wissen und Erfahrung an 
unsere Kunden weitergeben, gleichzeitig muss ich selbst am Ball blei-
ben. Neue Produktionstechniken, erneuerbare Energien, Künstliche In-
telligenz – es geht darum, die neuen Technologien zu verstehen und zu 
beurteilen, ob und wie ihr Einsatz für unsere Kunden wirtschaftlich um-
gesetzt werden kann.“ 

Das Thema Nachhaltigkeit hat zudem bei Kidler eine ganz besonde-
re Bedeutung. Dafür sorgt auch sein knapp dreijähriger Enkelsohn. Mit 
ihm hat Kidler beim Familienurlaub auf Sylt den Strand erkundet und 
den Blick übers Meer bis zum Horizont schweifen lassen. „Wenn ich mei-
nen Enkel sehe, dann wird mir einmal mehr bewusst, wie wichtig es ist, 
dass wir nachhaltig denken und handeln.“ Gleichzeitig ist Kidler von der 
Spontanität und Unbefangenheit fasziniert, mit der sein Enkel die Welt 
entdeckt, und lernt durch ihn, die Welt noch mal mit anderen Augen zu 
betrachten. Mit dem Lernen ist Kidler nämlich noch längst nicht fertig.

Gesichter der Wirtschaft
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MARKTPLATZ

Aktuelles aus Bremen und Bremerhaven

Ursula B. Schnaars (Dr. phil.)
Sprachtrainerin – Übersetzerin

· Englisch / Französisch / 
 Deutsch für Schule  
 und Beruf
· Übersetzungen  
· Lektorat 

fon: 0170 - 54 34 768
info@sprache-ursula-schnaars.de
www.sprache-ursula-schnaars.de
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Die Folgen des russischen Angriffskriegs gegen die  
Ukraine haben das Jahr 2022 maßgeblich geprägt. „Das 
Jahr begann mit der Hoffnung auf das Ende der Pan-
demie, bevor im Februar durch den Angriffskrieg Russ-
lands gegen die Ukraine ungeahnte neue Unsicherhei-
ten auf die Unternehmen in Bremen und Bremerhaven 
zukamen“, sagte Handelskammer-Präses Eduard Dub-

bers-Albrecht bei der 
Vorstellung des Jahres-
berichts 2022 im Haus 
Schütting. „Die ungewis-
se Energieversorgung so-
wie massiv gestiegene 
Preise bei Energie und 
Material führten zum Teil 
sogar zu existenziellen 
Bedrohungslagen in der 
bremischen Wirtschaft.“

Trotz der aktuellen Herausforderungen gebe es 
aber auch positive Tendenzen: „Wir sehen in der Ener-
giekrise für den Nordwesten auch große Chancen, die 
wir nutzen müssen“, so der Präses. „Die Küstenländer 
sind für die On- und Offshore-Windenergie und die 
Wasserstoffwirtschaft wichtige Knotenpunkte. Die In-
dustrie zieht dahin, wo es Energie auf möglichst kurzen 
Wegen gibt. Diesen Vorteil müssen wir ausspielen.“ 
Dubbers-Albrecht benannte fünf Themen, die 2022 und 
auch in diesem Jahr für die Handelskammer im Vorder-
grund stehen:

Duale Ausbildung

„Die geplante Ausbildungsabgabe ist der völlig falsche 
Weg, um junge Menschen für eine Ausbildung zu be-
geistern“, betonte Dubbbers-Albrecht. „Es fehlt nicht 
an freien Plätzen, Geld oder Maßnahmen, sondern an 
ausbildungsreifen Jugendlichen.“ Ein Vorbild könne 

Hamburg sein, das sich in der Pisa-Studie eine gute 
Platzierung erarbeitet habe, indem der Fokus auf den 
Leistungsgedanken, intensiveren Vorschulunterricht 
und Qualitätsmanagement gelegt worden sei.

Gewerbeflächenentwicklung

„Wir brauchen mehr Flächen, die wir im Land Bremen 
und auch zusammen mit Niedersachsen in der Regi-
on anbieten können“, so der Präses. Nur so könne man 
Unternehmen aus den für Bremen wichtigen Bran-
chen wie Häfen und Logistik, Automotive und Luft- und 
Raumfahrt für eine Ansiedlung gewinnen.

Hafenentwicklung

Im vergangenen Jahr hat der Bremer Senat das Hafen-
entwicklungskonzept 2023 des Landes Bremen verab-
schiedet, in dem die Handelskammer sich und die Be-
lange der maritimen Wirtschaft stark einbrachte. „Die 
Sanierung der Stromkaje in Bremerhaven, aber auch die 
Anpassungen der nördlichen Unterweser, der Außen-
weser und der Wesermündung sind wichtige Schritte, 
die wir gehen müssen, um mitzuhalten“, erklärte Prä-
ses Dubbers-Albrecht. 

Innenstädte Bremen und Bremerhaven

In Bremerhaven ist es laut Handelskammer entschei-
dend, dass es Investoren und konkrete Pläne für das 
Areal des ehemaligen Karstadt-Gebäudes gibt, bevor es 

abgerissen wird und eine Baulücke entsteht. In Bremen 
sei trotz aktueller Projekte wie dem Balgequartier noch 
immer keine ausdrückliche Aufbruchstimmung zu spü-
ren. 

Klimaschutz

Die Handelskammer begleitet die Unternehmen bei 
der notwendigen Transformation für den Klimaschutz 
und hat auch selbst wichtige Maßnahmen zur Senkung 
des CO-Ausstoßes unternommen. Doch statt einen Kli-
mafonds über 2,5 Milliarden Euro anzulegen, empfiehlt 
die Handelskammer, lieber einzelne Projekte zu iden-
tifizieren, eine Kosten-Nutzen-Rechnung aufzustellen 
und erst dann gezielt zu fördern.

Konjunkturelle Entwicklungen

Mit einem preisbereinigten Wachstum des Bruttoin-
landsprodukts von +5,0 Prozent gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum war die wirtschaftliche Dynamik im 
Land Bremen 2022 höher als im Bundesdurchschnitt 
(+2,8 Prozent). Laut Handelskammer-Hauptgeschäfts-
führer Dr. Matthias Fonger sorgten die leichte Ent-
spannung auf den Energiemärkten und die verbesserte 
Planungssicherheit durch die Energiepreisbremse für 
Hoffnung, dass die Krise milder verlaufen wird als zu-
nächst befürchtet. „Die bremischen Unternehmen sind 
trotz aller Schwierigkeiten mit der Situation noch gut 
zurechtgekommen“, sagte er. (NSV)

Trotz der Krisen verzeichnete die bremische Wirtschaft im vergangenen Jahr ein vergleichsweise 
hohes Wachstum. Auch die aktuelle Geschäftslage hat sich etwas verbessert.

Gemeinsam den Wandel meistern
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Hafenentwicklung ist für die Handelskammer zurzeit eines der fünf großen Themen. 

1

JAHRESBERICHT 2022

GemeinsamWirtschaftStärken

Hier können Sie den Jahres-
bericht herunterladen:
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Anfang Juni rückt der Unesco-Welterbetag 
bedeutende Kulturerbestätten in den Mit-
telpunkt. Dieser Tag wird am Wochenende 
vom 2. bis 4. Juni 2023 mit der Veranstal-
tungsreihe Bremer Welterbetage begleitet. 
Den Start macht am Freitag das Mitsing-
fest „Bremen so frei – Ein Fest in 11 Liedern“ 
auf der Marktplatzbühne. Am 2. Juni star-
tet auch die Ausstellung „Bremen – Ge-
schichte – Welterbe“, die bis zum 22. Juni 
in der Unteren Halle des Rathauses zu 
sehen sein wird. Am 3. Juni gibt es in der 
Bremischen Bürgerschaft mit „Aus den 
Akten auf die Bühne“ eine szenische Le-
sung zur Selbstständigkeit des Landes Bremen.

Am Sonnabend und Sonntag werden darüber hinaus zahl-
reiche Führungen angeboten. Die Handelskammer bietet Be-

Welterbetage 2023 mit Schütting-Führungen

Anmeldungen für die Schütting-Führungen 
nimmt Britta de Buhr entgegen.
deBuhr@handelskammer-bremen.de

Das gesamte Programm der Welterbetage  
ist hier verfügbar

 www.welterbe.bremen.de/ 
welterbetage2023

sucherinnen und Besuchern dabei beson-
dere Einblicke in das Haus Schütting. Am 
Sonnabend, 3. Juni, finden die Führungen 
unter dem Titel „Handel und Wandel in der 
Kaufmannsstadt“ um 21 und 22 Uhr statt.

Empfang zur Schaffermahlzeit
Am zweiten Freitag im Februar findet 
traditionell Bremens bedeutendstes Fest, 
die Schaffermahlzeit, im Rathaus statt. 
Am 10. Februar 2023 wurde die Veranstal-
tung zum 479. Mal ausgerichtet. Vorab 
lud die Handelskammer wieder zu einem 
Empfang ins Haus Schütting. Der Ehren-
gast, Bundesverkehrsminister Volker 
Wissing, trug sich dort ins Goldene Buch 
der Handelskammer ein.

Gelungene Generalprobe
Sie ist die Generalprobe für das große 

Fest: Im Haus Schütting findet am 
Montagabend vor der Schaffermahl-

zeit traditionell die Schmeckemahlzeit 
statt, um das Menü und den Wein zu 
verkosten. Verbunden damit ist auch 

die Rechnungslegung der Wittwen- und 
Statutenkasse.

Bundesbildungsministerin Bettina 
Stark-Watzinger zu Besuch

Anlässlich der Vortragsreihe „Bildungsgerechtigkeit 
in Bremen – Anspruch und Wirklichkeit – Perspek-
tiven aus Bildung, Politik, Wirtschaft und Wissen-
schaft im Dialog“ war die Bundesministerin für 
Bildung und Forschung, Bettina Stark-Watzinger, am 
22. Februar zu Gast im Haus Schütting. Ausgerichtet 
wird die Reihe von der Initiative Weitwinkel Bildung.

Informationen zur Veranstaltungsreihe:

 www.handelskammer-magazin.de/ 
bildungsgerechtigkeitFo
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verfügt über 25 Jahre Erfahrung in der 
Projektlogistik und Schifffahrtsbran-
che und wird das operative Geschäft 
im Logistikbereich federführend leiten. 
Meisner, ein langjähriger Mitarbeiter im 
Unternehmen LS Cargo, wird die Position 
des Chief Commercial Officers (CCO) über-
nehmen. Hinrichs und Meisner komplettieren damit 
die Geschäftsführung um Ole Dammann.

Der Wohnbauträger Interhomes AG hat 
Aylin Vierkötter am 21. Februar in den 
Aufsichtsrat gewählt. Die Enkelin des 
Firmengründers folgt ihrer Mutter Ya-
semin Grabbe, die den Aufsichtsrat auf 
eigenen Wunsch verlassen hat und sich 
künftig operativen Geschäftsfeldern im Un-
ternehmen zuwenden möchte. Aylin Vierkötter, die zu-
sammen mit ihrem Bruder Enver Vierkötter die dritte 
Generation im Familienunternehmen bildet, hat eine 
Ausbildung zur Immobilienkauffrau und ein Studium 
in der Immobilienwirtschaft absolviert. Zudem arbei-
tete sie bei einem mittelständischen Immobilienunter-
nehmen als Business Analyst.

Mit Wirkung zum 1. Februar wur-
de Michael Strudthoff zum Ge-
schäftsführer der Schiffahrts-
Kontor Detra GmbH & Co. KG 
bestellt. Er ist bereits seit 1991 

bei dem Unternehmen der Dett-
mer Group beschäftigt und erhielt 

2015 Prokura. „Die geschäftliche Entwicklung war in 
den letzten Jahren unter der Leitung von Michael 
Strudthoff sehr erfolgreich und dies haben wir zum 
Anlass genommen, ihn zum Geschäftsführer zu be-
stellen“, erklärte Heiner Dettmer. Das Kerngeschäft 
von Detra liegt in der Befrachtung von Massengütern, 
Stückgütern und Projektladungen sowie in der Klarie-
rung von Seeschiffen.

Der Akademische Senat der Hochschule 
Bremen hat Prof. Konrad Wolf zum neu-
en Rektor gewählt. Der Wissenschaftler 
aus Bayern wird am 1. September 2023 
die Nachfolge der langjährigen Rektorin 

Prof. Karin Luckey antreten, die nach drei 
Amtszeiten in den Ruhestand geht. Wolf war 

an der Hochschule Kaiserslautern zunächst als Dekan, 
dann als Vizepräsident für Lehre und Forschung sowie 
schließlich als Präsident (2009 bis 2016) tätig. Von 2016 
bis 2021 war der Physiker zudem Wissenschaftsminis-
ter des Landes Rheinland-Pfalz. 

Die Fides Treuhand hat Stefanie 
Stuntebeck (oben) und Inke 
Rogge als Gesellschafterinnen 
aufgenommen und zu weiteren 
Geschäftsführerinnen bestellt. 
Stuntebeck ist seit 2018 Partnerin 
bei Fides. Ihre Schwerpunkte liegen 
im Bereich der Prüfung und Be-
ratung mittelständischer Un-
ternehmen. Rogge ist seit 1994 
bei Fides und seit 2013 Partnerin. 
Sie fokussiert sich auf die ganz-
heitliche Betreuung inhabergeführ-
ter Unternehmen in den Bereichen Abschlussprüfung 
und Steuern. Darüber hinaus hat Marc Middendorf die 

Fides als Partner verstärkt. Zu seinen Schwer-
punkten zählen sowohl die Betreuung 

von kapitalmarktorientierten Unterneh-
men als auch die Prüfung und Beratung 
mittelständischer Unternehmen nach 
nationalen oder internationalen Rech-

nungslegungsvorschriften. 

 
Der Projektlogistik- und Schwer-
gutexperte LS Cargo Logistics 
verstärkt sein Management-
Team mit den Geschäftsführern 
Thomas Meisner (rechts) und 
Holger Hinrichs. COO Hinrichs 

Namentlich notiert 

SIMPLY CLEVER

UNSER BUSINESS-LEASINGANGEBOT1:

ŠKODA KAMIQ TOUR 1,0 TSI 70 kW 5-Gang
Energy-Blau, Parksensoren hinten, Bluetooth, Sitzheizung 
vorn, 2-Zonen Climatronic, Smart Link, DAB+ u. v. m.

Vertragslaufzeit 48 Monate

Kraftstoffverbrauch in l/100 km, kombiniert: 5,4; 
Kurzstrecke: 6,7; Stadtrand: 5,1; Landstraße: 4,7; 
Autobahn: 5,8. CO2-Emissionen in g/km, kombiniert: 
123. (WLTP-Werte).²

48 mtl. Leasingraten (netto) 162,00 €1

Jährliche Fahrleistung 10.000 km

1   Ein Angebot der ŠKODA Leasing, Zweigniederlassung der Volkswagen Leasing GmbH, 
Gifhorner Straße 57, 38112 Braunschweig. Dieses Angebot enthält die Wechselprämie, 
diese wird zusätzlich zum Restwert Ihres Fahrzeuges und gültig beim Kauf eines neuen, 
noch nicht zugelassenen ŠKODA KAMIQ TOUR für Privatkunden und gewerbliche 
Einzelabnehmer bis einschließlich 30.06.2023 (Datum des Kaufvertrags) gewährt. Voraus-
setzung ist die gleichzeitige Inzahlungnahme eines Gebrauchtfahrzeugs (ŠKODA oder 
Fremdfabrikat, gilt nicht für Fahrzeuge des Volkswagen Konzerns), das zum Zeitpunkt 
des Kaufvertrags mindestens sechs Monate auf den Käufer zugelassen sein muss. Nicht 
kombinierbar mit weiteren Sonderaktionen oder Sonderkonditionen. Bonität vorausge-
setzt. Alle Preisangaben zzgl. Mehrwertsteuer und Überführungskosten. Stand 03/2023. 
Änderungen und Irrtümer vorbehalten.

2   Die angegebenen Verbrauchs- und Emissionswerte wurden nach dem gesetzlich vor-
geschriebenen WLTP-Verfahren (Worldwide Harmonized Light Vehicles Test Procedure) 
ermittelt, das ab dem 1. September 2018 schrittweise das frühere NEFZ-Verfahren (neuer 
europäischer Fahrzyklus) ersetzte. Der Gesetzgeber arbeitet an einer Novellierung der 
Pkw-EnVKV und empfiehlt in der Zwischenzeit für Fahrzeuge, die nicht mehr auf Grund-
lage des NEFZ-Verfahrens homologiert werden können, die Angabe der WLTP-Werte, 
welche wegen der realistischeren Prüfbedingungen in vielen Fällen höher sind als die nach 
dem früheren NEFZ-Verfahren. Informationen zu den Unterschieden zwischen WLTP und 
NEFZ finden Sie unter skoda.de/wltp.

Abbildung zeigt Sonderausstattung gegen Mehrpreis.

ŠKODA BREMEN SCHMIDT + KOCH GmbH
Stresemannstraße 1-7, 28207 Bremen
T 0421 4495700, str@schmidt-und-koch.de

AUTOHAUS NEUSTADT SCHMIDT + KOCH GmbH
Neuenlander Straße 440, 28201 Bremen
T 0421 87100, neu@schmidt-und-koch.de

SCHMIDT + KOCH GmbH
Stresemannstraße 122, 27576 Bremerhaven
T 0471 5940, bhv@schmidt-und-koch.de

Mtl. Nettoleasingrate 

ab 162,00 €1 

FÜR ALLE, DIE  
GERN AUF  
TOUR GEHEN.

Sonderzahlung (netto) 990,00 €

Unternehmen aus Bremen und Bremer-
haven können sich bis zum 31. Mai um den 
Bremer Umweltpreis bewerben. Das sieg-
reiche Produkt, Projekt oder Verfahren zur 
Entlastung von Umwelt und Klima wird 
mit 10.000 Euro prämiert. Gesucht wird 
beispielsweise eine energieeffiziente, 
ressourcenschonende Pro-
duktion oder eine um-
weltorientierte Strate-
gie mit Wirkung in alle 
Unternehmensberei-
che. Der Preis wird von 
der BAB Förderbank 
für Bremen und Bre-
merhaven in Koope-
ration mit dem Netzwerk „Umwelt 
Unternehmen“ vergeben. Zu den weiteren Unterstützern 
zählt auch die Handelskammer Bremen.

www.bremerumweltpreis.de 

Abat ist Arbeitgeber des Jahres

Der SAP-Dienstleister und Softwareentwickler Abat hat im 
Ranking „Top Job 2023“ den ersten Platz unter allen Un-
ternehmen mit 251 bis 500 Mitarbeitenden erreicht. Dem 
Ranking liegt eine Befragung der Mitarbeitenden durch die 
Universität St. Gallen zugrunde. In allen Bewertungskrite-
rien liegt Abat an der Spitze. So loben die Mitarbeitenden 
eine Firmen- und Kommunikationskultur, in der sämtliche 
Zahlen und Entscheidungen für alle transparent seien und 
der gesunde Menschenverstand sowie Selbstverantwor-
tung eine bedeutende Rolle spielten. Abat bilde „eine gro-
ße, herzliche Familie“, in der alle Beteiligten ihre Meinung 
äußern und Kritik und Ideen einbringen könnten, heißt es 
in den anonymen Antworten der Befragten.

www.abat.de

Bremer Umweltpreis 2023  
ausgelobt
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Johann Osmers GmbH & Co. KG
Auf der Höhe 4 I 28357 Bremen
Tel. (0421) 871 66 - 0
Fax (0421) 871 66 - 27
www.johann-osmers.de

WÄRME  I  SANITÄR  I  KLIMA  I  KÄLTE

Neu im Online-Magazin
Unter handelskammer-magazin.de finden Sie regelmäßig  
aktuelle Beiträge aus der Bremer und Bremerhavener Wirtschaft.  
Lesen Sie online!
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200 Jahre Kunstverein in Bremen: „Die waren eben schlau“

Lesen Sie den vollständigen Beitrag dazu unter:

 www.handelskammer-magazin.de/ 
kunstverein

Die Vorsitzerin des Kunst-
vereins, Nicole Lamotte, 
möchte verstärkt jüngere  
Generationen ansprechen – 
auch bei den Unternehmerin-
nen und Unternehmern.

Die Bremer Kunsthalle  
um 1910 herum.

Gewerbeflächen: Höchste Zeit  
für regionale Kooperation

Beim Thema Gewerbeflächen drückt fast alle Städte, Kom-
munen und Gemeinden der Schuh. Das Symposium „Regio-
nale Gewerbeflächenentwicklung – Chancen und Hemm-
nisse einer engeren Kooperation zwischen Bremen und 
seinem niedersächsischen Umland“ zeigte, dass eine nach-
haltige Lösung nur gemeinsam gelingen kann.

Zum Artikel:

 www.handelskammer-magazin.de/ 
flaechen

Chancen und Risiken des  
digitalen Euro

Der Kunstverein – und mit ihm die Kunsthalle –  
sind bereits seit der Gründung sehr eng mit der  
Bremer Kaufmannschaft verbunden.

Die Kunsthalle Bremen steht in diesem Jahr ganz im Zeichen 
eines besonderen Jubiläums: Gefeiert wird der 200. Geburts-
tag des Kunstvereins in Bremen, der bis heute der private Trä-
ger der Kunsthalle ist – und mit über 10.000 Mitgliedern auch 
einer der größten Kunstvereine in ganz 
Deutschland. Der Anlass wird würdig ge-
feiert: Unter anderem sind große eigene 
Schauen geplant, darunter die Ausstel-
lungen „Geburtstagsgäste. Monet bis 
Van Gogh“, die ab dem 7. Oktober zu se-
hen sein wird. 

Zweihundert Jahre Kunstverein in 
Bremen – das heißt aber auch 200 Jahre 
Begeisterung für die Kunst, ästhetische 
Erziehung, bürgerliches Engagement 
und tiefe Verankerung in der Stadtge-
sellschaft. Kunstvereins-Vorsitzerin Ni-
cole Lamotte sagt: „Die Geschichte des 
Kunstvereins ist im Grunde die Geschichte des bürgerlichen 
Engagements, die sich bis heute fortsetzt.“

Wir alle bezahlen bereits digi-
tal mit Euros, aber noch nicht 
mit digitalen Euros. Der Un-
terschied: Bei Letzteren wird 
es sich um sogenanntes Zen-
tralbankgeld handeln, wäh-
rend die Bits und Bytes, die 
wir schon jetzt für Online-Zah-
lungen nutzen können, Ge-
schäftsbankengeld darstellen. 
Welche Konsequenzen die Ein-
führung des digitalen Euro für 
die Wirtschaft und Privatpersonen haben könnte, 
diskutierten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Veranstaltung „Digitaler €uro für eine digitale 
Wirtschaft?“ am 20. Februar mit Moderatorin Cori-
na Paetsch, Präsidentin der Bundesbank-Hauptver-
waltung in Bremen, Niedersachsen und Sachsen-
Anhalt.

Zum Artikel:

 www.handelskammer-magazin.de/ 
digitaler-euro

Burkhard Balz, Mitglied des 
Vorstands der Deutschen 
Bundesbank, berichtete im 
Schütting von den aktuellen 
Planungen zur Einführung  
des digitalen Euro.

(ganz links) Dr. Guido Nischwitz vom Institut 
für Arbeit und Wirtschaft plädierte für ein 
regionales Gewerbeflächen-Monitoring.

Das Interesse an der Veranstaltung war groß 
– auch medial.
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ELEKTRISIERENDES

DESIGN.

Erleben Sie vollelektrisches Gokart-Feeling in 
selbstbewusstem Rebel Green. Erfahren Sie mehr 
unter www.bobrink.de. Wir beraten Sie gerne!

MINI COOPER SE 3-TÜRER
Melting Silver III, 16" LMR Victory Spoke schwarz, Sportsitze
vorne, Sport-Lederlenkrad, Multifunktionslenkrad, MINI
Charging Card, Classic Trim, Premium Paket u.v.m.

LEASINGBEISPIEL DER BMW BANK GMBH:
MINI COOPER SE 3-TÜRER
MINI COMFORT

Anschaffungspreis: 
Leasingsonderzahlung: 
Laufleistung p. a.:
Laufzeit:
48 monatliche Leasingraten à: 
Gesamtpreis:

32.128,68  EUR
4.500,00  EUR

10.000  km
48  Monate

399,00  EUR
23.652,00  EUR

Ein unverbindliches Leasingbeispiel der BMW Bank GmbH, Lilienthalallee 26,
80939 München; alle Preise inkl. MwSt.; Stand 04/2023. Ist der Leasingnehmer Verbrau-
cher, besteht bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen und bei Fernab-
satzverträgen nach Vertragsschluss ein gesetzliches Widerrufsrecht. Nach den Leasingbe-
dingungen besteht die Verpflichtung, für das Fahrzeug eine Vollkaskoversicherung abzu-
schließen.

Wir vermitteln Leasingverträge ausschließlich an die BMW Bank GmbH, Lilienthalallee 26, 
80939 München.

Zzgl. 1.140,00 EUR für die Überführung. 

Stromverbrauch in kWh/100 km:  - (NEFZ); 15,4 (WLTP); 
Effizienzklasse (NEFZ): A+++; Elektrische Reichweite (WLTP)
in km: 232 ; Spitzenleistung: 135  kW (184 PS)
Offizielle Angaben zu Stromverbrauch und elektrischer Reichweite wurden nach dem 
vorgeschriebenen Messverfahren ermittelt und entsprechen der VO (EU) 715/2007 in der 
jeweils geltenden Fassung. Zudem entfallen laut EU Verordnung 2022/195 ab 01.01.2023 
in den EG-Übereinstimmungsbescheinigungen die NEFZ-Werte. Aufgeführte NEFZ-Werte 
wurden ggf. auf Basis des neuen WLTP-Messverfahrens ermittelt und zur Vergleichbarkeit 
auf das NEFZ-Messverfahren zurückgerechnet. Weitere Informationen zu den 
Messverfahren WLTP und NEFZ finden Sie unter www.mini.de/wltp. 

Bobrink & Co. GmbH
Am Rabenfeld 7-9
28757 Bremen
Tel. 0421 66056-37

Bobrink GmbH
Am Lunedeich 182
27572 Bremerhaven
Tel. 0471 90084-21 
www.bobrink.de

DIE VOLLELEKTRISCHE 
MINI RESOLUTE EDITION.

Seit der Gründung der so genannten Business Im-
provement Districts (BIDs) im Ansgari-Quartier 
und in der Sögestraße kümmern sich die dortigen 
Anlieger gemeinsam darum, ihren Standort noch 
attraktiver zu gestalten. Nun wurde das Erfolgsmo-
dell an beiden Standorten um weitere fünf Jahre 
verlängert.

Das BID Ansgari-Quartier im Bereich Ansgarikirch-
hof ist das älteste BID Bremens und das wohl kleinste 
Deutschlands. Seit seiner Gründung 2009 hat die dor-
tige Eigentümergemeinschaft Maßnahmen mit einem 
privaten Volumen von rund einer Million Euro umge-
setzt. Entstanden ist ein grüner Platz mit jahreszeit-
lich angepassten Aktionen wie Sandkästen für Kinder, 
urbanen Gärten im Frühling und Herbst, Konzerten im 
Sommer und beleuchteten Bäumen im Winter. Beim 
europaweit ausgeschriebenen BID-Award der IHK-Or-
ganisation wurde die Standortgemeinschaft 2016 für 

Business Improvement Districts
Das Konzept der Business Improvement Districts 

(BIDs) entstand als Reaktion auf die wachsende Kon-

kurrenz der Innenstädte durch Einkaufszentren und 

wurde 1970 in Toronto (Kanada) zum ersten Mal in die 

Praxis umgesetzt. Bei einem BID handelt es sich um 

ein klar begrenztes Gebiet, in dem die Grundeigentü-

mer in Eigenorganisation Maßnahmen zur Aufwer-

tung ihres Quartiers veranlassen. Sofern nicht mehr 

als ein Drittel von ihnen der zeitweisen Einrichtung 

eines BID widerspricht, sind nach dessen behördlicher 

Genehmigung alle ansässigen Eigentümer verpflich-

tet, eine BID-Abgabe zu leisten. Die gesetzliche Grund-

lage dafür liefert in Bremen das 2006 verabschiedete 

„Gesetz zur Stärkung von Einzelhandels- und Dienst-

leistungsquartieren“.  

Erfolgsgeschichte geht in die nächste Runde

das Engagement der Anlieger, die Platzgestaltung und 
die positive Verknüpfung mit der Zwischennutzung 
„Citylab“ mit dem zweiten Platz ausgezeichnet. Durch 
die Verlängerung des BID bis Ende 2027 stehen in den 
kommenden fünf Jahren weitere 350.000 Euro an pri-
vaten Mitteln für die Weiterentwicklung des Quartiers 
zur Verfügung.

Das seit 2012 bestehende BID Sögestraße hat den 
Standort ebenfalls mit zahlreichen Aktionen gefördert 
und bereits 2013 den BID-Award gewonnen. Die Eigen-
tümer und Geschäftsanlieger von Bremens belebtes-
ter Shoppingstraße finanzieren über ihr BID unter 
anderem Veranstaltungen, eine festliche Winterbe-
leuchtung, eine Begrünung mit Lorbeerbäumchen und 
einen privaten Reinigungsdienst. In der Vergangenheit 
haben sie dafür bereits rund 1,15 Millionen Euro zur Ver-
fügung gestellt. Die für die kommenden fünf Jahre vor-
gesehenen Maßnahmen sind mit weiteren 600.000 
Euro veranschlagt. Mit der Umsetzung haben beide 

Standortgemeinschaften die CS City-Service GmbH be-
auftragt, eine Tochter der CityInitiative Bremen Wer-
bung e.V. und der Brepark GmbH.

Markus Haacke, im Wirtschaftsressort für die BIDs 
zuständig, hält deren Arbeit für wichtig, weil sie durch 
die Generierung privater Mittel standortstärkende 
Maßnahmen umsetzen: „Gerade in der aktuellen Zeit, 
in der durch die Corona-Pandemie der Online-Handel 
noch einmal Aufwind bekommen hat, sind die durch die 
BIDs geplanten Maßnahmen elementare Mittel, um den 
stationären Einzelhandel in den beiden Quartieren für 
die Zukunft abzusichern“, macht er deutlich. Das Beson-
dere an den beiden BIDs in Bremen sei, dass sie schon 
seit vielen Jahren kontinuierlich und verlässlich umge-
setzt und nun noch einmal für weitere fünf Jahre fort-
gesetzt würden. Das zeige, „wie gut das Instrument bei 
den Grundstückseigentümerinnen und -eigentümern 
ankommt und für wie wichtig sie es – auch in Betracht 
auf den Werterhalt ihrer Immobilien – erachten“. Letzt-
lich kämen die Maßnahmen der gesamten Innenstadt 
zugute, betont Haacke: „Durch die Standortsicherung 
gewinnt die Innenstadt attraktive Orte, die die Bremer 
City wiederum stärken.“ (AW)

 www.handelskammer-magazin.de/bids
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Das Ansgari-Quartier (l.) und die Sögestraße (r.) zählen zu den ältesten und erfolgreichsten deutschen BIDs.
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M I E T F L Ä C H E N ,
D I E  G E S C H I C H T E N

E R Z Ä H L E N

R E TA I L - ,  G A ST R O -  U N D  B Ü R O F L ÄC H E N  Z U  V E R M I E T E N

B A L G E Q U A R T I E R . D E

BLG mietet Fläche für  
„High & Heavy Factory”

Die BLG Logistics mietet ab dem 1. Juli eine Fläche in 
unmittelbarer Nähe zum BLG-Autoterminal Bremer-
haven an. Die so genannte MWB-Fläche an der Bark-
hausenstraße umfasst 60.000 Quadratmeter Frei- und 
Hallenfläche sowie zwei Schiffsliegeplätze mit einer 
600 Meter langen Kaje. Die Anmietung des Geländes 
ermöglicht es, sowohl den Umschlag zu erhöhen als 
auch die Dienstleistungen rund um den Im- und Export 
von rollenden Baumaschinen, Traktoren und anderen 
Schwergütern auszuweiten. Mit einem Umschlagvo-
lumen von rund 1,2 Millionen Tonnen High & Heavy-
Gütern pro Jahr gehört der BLG AutoTerminal Bremer-
haven bereits heute zu den größten RoRo-Terminals 
seiner Art in Europa.

BLG Logistics plant, bis 2026 eine „High & Heavy 
Factory“ für technische Dienstleistungen in Bremer-
haven zu entwickeln. Die anzumietenden Frei- und 

Maersk Logistik-Campus soll Lieferketten resilienter machen

Knapp 70.000 Quadratmeter Fläche für die Lagerung 
von Sportartikeln und weiteren Gütern sowie Platz für 
Büros und Verwaltung: Im Bremerhavener Fischerei-
hafen entsteht mit dem Maersk Logistik Campus ein 
nachhaltiges Logistik-Zentrum für die Containerschiff-
reederei AP Moeller Maersk. Im zweiten Quartal 2024 

Hallenflächen, inklusive der bereits installierten Kräne, 
ermöglichen die Montage und Demontage von Groß-
anlagen. Neben dem geplanten Freihafen-Status ist 
auch die Anbindung des Geländes an den Autoterminal 
ein wichtiger Aspekt. 

www.blg.de

soll es bezugsfertig sein. Der offizielle Baubeginn er-
folgte am 3. Februar mit dem ersten Spatenstich.

„Der Logistik-Campus Bremerhaven ist für Maersk 
ein wichtiger Eckpfeiler beim Ausbau unseres europäi-
schen Warehouse-Netzwerks“, sagte Jens-Ole Krenzien, 
Maersk Managing Director North Europe Continent. „Es 
wird für mehr Flexibilität in den Lieferketten unserer 
Kunden sorgen, indem sie Warenströme kontinuierlich 
verlangsamen, beschleunigen oder auch umleiten kön-
nen, basierend auf Lagerbeständen und den neuesten 
Nachfrageprognosen. Es geht darum, die Lieferketten 
resilienter zu machen.“

Auf dem Gelände sollen 300 Mitarbeitende be-
schäftigt werden, davon 200 im Lager- und 100 im Bü-
robereich. Geplant ist ein Gebäude, das CO2-neutral be-
trieben werden kann. Die gesamte Dachfläche soll mit 
einer Photovoltaikanlage ausgestattet werden. Auch 
eine Luft-Wasser-Wärmepumpe ist vorgesehen. Ange-
strebt wird eine Goldzertifizierung der Deutschen Ge-
sellschaft für Nachhaltiges Bauen. 

Auf der „MWB-Fläche“ 
will die BLG Logistics 
ihre technischen 
Dienstleistungen  
für Großanlagen  
erweitern.

Der geplante Logistik-Campus im Fischereihafen.
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Der Bremer Senat will zum Start des Ausbildungsjahres im Au-
gust 2024 eine Ausbildungsabgabe für Unternehmen in Bre-
men und Bremerhaven einführen. Die Handelskammer kri-
tisiert die geplante Ausbildungsabgabe bereits seit mehr als 
eineinhalb Jahren und hat jetzt ein verfassungsrechtliches 
Gutachten dazu vorgestellt. Darin äußert der Berliner Verfas-
sungsrechtler Prof. Christian Waldhoff schwerwiegende Be-
denken gegen den Gesetzentwurf, der Ende März (nach Redak-
tionsschluss dieser Ausgabe) in der Bürgerschaft beschlossen 
werden sollte.

„Die Ausbildungsabgabe erhöht die Kosten gerade für 
kleine und mittelständische Unternehmen und schafft mehr 
Bürokratie“, sagte Handelskammer-Präses Eduard Dubbers-Al-
brecht bei der Vorstellung des Gutachtens. „Die Unternehmen 
im Land Bremen bilden im Bundesvergleich bereits überdurch-
schnittlich aus und bemühen sich, fehlende Kompetenzen 
ihrer Auszubildenen im Lesen, Schreiben, Rechnen oder Sozial-
verhalten auszugleichen.“ Die Vereinbarung „Ausbildung in-
novativ“ verzeichne bereits erste Erfolge und es gebe eine sehr 
gute Zusammenarbeit mit der Jugendberufsagentur. 

Nach Darstellung von Prof. Waldhoff weist der Gesetzentwurf 
schwere Mängel auf:

•  Aktuell habe Bremen zwar die Gesetzgebungskompetenz 
zur Einführung einer Ausbildungsabgabe. Allerdings lau-
fe zurzeit auf Bundesebene ein Gesetzgebungsverfahren 
zur Einführung einer Ausbildungsgarantie. Dieses könnte 
dazu führen, dass konkurrierende Landesregelungen ausge-
schlossen und damit verfassungswidrig werden.

•  Die Ausbildungsabgabe sei eine Sonderabgabe. Dafür forde-
re das Bundesverfassungsgericht, dass die Gruppe der Abga-
bepflichtigen homogen sei. Im Gesetzesentwurf werde aber 
eine Reihe von Ausnahmen definiert.

•  Bei der Frage nach der Finanzierungsverantwortung gebe 
es ebenfalls Widersprüche. Das formulierte Sachziel des 
Ausbildungsfonds sei mit „einer besseren Versorgung mit 

Schwerwiegende verfassungsrechtliche Bedenken  
gegen Ausbildungsabgabe

Die Handelskammer hat gemeinsam mit dem Verfas-
sungsrechtler Prof. Christian Waldhoff ein Gutachten zur 
Einschätzung der Ausbildungsabgabe vorgelegt. 

Fachkräften“ sehr allgemein gehalten. Natürlich seien die 
Unternehmen dafür verantwortlich, ausreichend Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung zu stellen. Allerdings seien alle 
anderen im Gesetzentwurf genannten Maßnahmen, zum 
Beispiel zur Erhöhung der Passgenauigkeit, Teile der staat-
lichen Aufgaben. Auch hier gehe der Gesetzentwurf an ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben vorbei.

•  Überdies werde die von einem Gesetz zu erwartende Be-
rücksichtigung des Bestimmtheitsgrundsatzes nicht beach-
tet. Stattdessen würden wichtige Entscheidungen an noch 
zu erlassende Rechtsverordnungen delegiert.

•  Der Gesetzentwurf sei nicht verhältnismäßig. Der Fachkräf-
temangel sei auch durch den demografischen Wandel und 
in der mangelnden Schulbildung begründet. Diese Ursa-
chen könnten durch den Ausbildungsfonds nicht geändert 
werden.

Einen ausführlichen Bericht lesen Sie unter

  www.handelskammer-magazin.de/ 
verfassungsgutachten
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In vielen Büros werden veraltete Drucker und Multi-
funktionsgeräte eingesetzt. Bei den Themen Nach-
haltigkeit und Gesundheitsschutz habe kaum jemand 
diese Geräte auf dem Zettel, sagt Tanja Schmidt, Ge-
schäftsführerin der Igreeen So-
lution GmbH. „Fatal, denn das 
Potenzial ist riesig.“ Ihr Unter-
nehmen möchte sowohl die 
enorme Ressourcenverschwen-
dung beim Drucken als auch 
die potenzielle Gesundheits-
gefahr durch alte Geräte ange-
hen. 

„Unsere Erfahrung zeigt: 
Oft haben sich die Verantwort-
lichen noch gar nicht mit dem 
Thema auseinandergesetzt“, 
so Schmidt. „Es wird schlicht 
und ergreifend nicht als eine 
wichtige Angelegenheit begrif-
fen – hier muss noch einiges 
an Aufklärungsarbeit geleistet 
werden.“ Vor zwei Jahren in 
Bremen gegründet, speziali-
siert sich die Igreeen Solution 
GmbH daher auf die Vermietung, das Verleasen und 
den Verkauf von nachhaltigen Druckern und Multi-
funktionsgeräten. Das laut Igreeen deutschlandweit 
erste rein grüne Vertriebsmodell beinhaltet neben der 
Vergabe von Druckgeräten einen bundesweit garan-
tierten Service.

Unterschätzte Gefahr 

Der Druckvorgang sei nicht so harmlos, wie er erschei-
ne, sagt Schmidt, „zumindest nicht bei Laserdruckern.“ 
Vielen Menschen sei nicht bewusst, dass Tonerpartikel 
und der produzierte Feinstaub potenziell gesundheits-

Grüner drucken: Schutz für Mitarbeitende,  
Umwelt und Budgets 

Tanja Schmidt hat mit Igreeen Solution das bun-
desweit erste grüne Vertriebsmodell für Drucker 
aufgebaut. 

Solange das papierlose Büro noch  
ein Wunschtraum ist,  gilt es, das  
tägliche Drucken grüner zu gestalten. 
Das klingt paradox, ist aber schon  
längst möglich.
Tanja Schmidt, Geschäftsführerin der  
Igreeen Solution GmbH

»

gefährdend wirken. „Mögliche Beschwerden reichen 
von Müdigkeit über gereizte Augen bis hin zu Atem-
wegsbeschwerden“, so Schmidt. Mit dem klassischen 
Tintenstrahldrucker stehe eine ebenbürtige und ge-

sundheitlich unbedenkliche Al-
ternative zum Laserdrucker be-
reit. „Tintenstrahlgeräte haben 
einen niedrigeren Stromver-
brauch, besonders durch ihre 
Heat-Free Technology, denn im 
Gegensatz zu Laserdruckern 
muss vor dem Einsatz nichts 
aufgeheizt werden. Das redu-
ziert den Verbrauch und spart 
so Kosten und sogar Zeit.“ 

Neben Energie nutzen Druckgeräte auch Farbbehäl-
ter, sogenannte Kartuschen, die grundsätzlich viel Müll 
verursachen. „Auch hier gibt es bereits umweltfreund-
liche Alternativen. Unternehmen sollten darauf achten, 
Geräte zu verwenden, die mit recycelbaren Farbbeuteln 
arbeiten. Diese sind hauchdünn, langlebig und bieten 
maximale Farbkraft bei minimalem Verbrauch.“

Weitere Informationen:

 www.igreeen.de

BEST ECO-PRACTICE 
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Luca Lobenberg & Heinrich Lobenberg
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Wechseln Sie zu unseren Business-Mobilfunktarifen
und holen Sie sich jetzt je SIM-Karte 100 € Bonus.
Für Freiberufl er:innen und Selbständige.*

  vodafone.de/bonus

100 €
Wechsel-

 Bonus*

Geben Sie sich
einen Bonus

*Aktion bis 03.04.2023: Bei Abschluss eines Red Business Prime-Tarifs über den Onlineshop (nicht stationär) im Aktionszeitraum bekommen Sie einen Wechselbonus in Höhe von 100 € zzgl. gesetzlicher MwSt. als Startguthaben auf Ihrem 
Kundenkonto gutgeschrieben (Barauszahlung nicht möglich), wenn Sie Ihre Rufnummer von Ihrem bisherigen Anbieter in Ihren neuen Vertrag mitnehmen. Der Wechselbonus wird für jeden neuen Vertrag gewährt, für den Sie eine Rufnum-
mern-Mitnahme durchführen. Der Auftrag muss bis 03.04.2023 bei uns eingegangen sein. Das Beendigungsdatum des Vertrags mit Ihrem vorherigen Anbieter darf nicht mehr als 90 Kalendertage in der Vergangenheit liegen und höchstens 
123 Kalendertage in der Zukunft. Die Mindestvertragslaufzeit beträgt 24 Monate mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Ablauf der Mindestvertragslaufzeit. 

Vodafone GmbH · Ferdinand-Braun-Platz 1 · 40549 Düsseldorf · vodafone.de 

Botschafter und Generalkonsuln zu Besuch

Slowakei
Handelskammer-Präses Eduard Dubbers-Albrecht (2.v.r.) und Geschäfts-
führer International, Volkmar Herr (r.), empfingen am 8. Februar den 
Botschafter der Slowakischen Republik, Marián Jakubócy (2.v.l.), und 
Honorarkonsul Dirk Bettels im Schütting. Die Gespräche waren von 
Energiethemen geprägt, darunter die Nutzung von Wasserstoff und die 
Steigerung der Energieeffizienz. Darüber hinaus wurden Möglichkeiten 
der stärkeren wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen der Slowakei 
und Bremen angesprochen. Nach dem Kenntnisstand der Handelskam-
mer unterhalten rund 120 Unternehmen aus Bremen und Bremerhaven 
regelmäßige Handelsbeziehungen mit der Slowakei. 

Dschibuti
Am 8. März war der Botschafter der Republik Dschibuti, Yacin Houssein 
Douale (2.v.l.), mit einer Hafendelegation zu Besuch in der Handels-
kammer. An dem Treffen mit Präses Eduard Dubbers-Albrecht (3.v.r.) 
nahmen auch  Vertreterinnen und Vertreter der Unternehmen BLG, 
Inros Lackner und DBH Logistics teil. Der erste Kontakt zwischen den 
Beteiligten war auf dem German African Business Summit im Dezem-
ber in Johannesburg zustande gekommen.

Griechenland
Handelskammer-Vizepräses Verena Grewe empfing am 15. Feb-
ruar den neuen griechischen Generalkonsul in Hamburg, Ioannis 
Vikelidis. Sie sprachen unter anderem über die Herausforderun-
gen der Energieversorgung und die Umstellung Griechenlands 
auf Wind- und Sonnenenergie. Vikelidis betonte darüber hinaus 
die Stabilität der Demokratie seines Landes und die entsprechen-
de Attraktivität des Standorts bei der Suche nach Zulieferern. 
Im Jahr 2021 wurden 
Waren im Gesamt-
wert von knapp 112,2 
Millionen Euro aus-
getauscht, wobei die 
Exporte in Höhe von 
74,1 Millionen Euro 
von Bremen nach 
Griechenland deut-
lich überwogen.

China
Die Auswirkungen der Pandemie auf die bremisch-chinesischen Han-
delsbeziehungen standen im Zentrum eines Gesprächs des neuen 
chinesischen Generalkonsuls Cong Wu mit Handelskammer-Vizeprä-
ses Christian Freese und Volkmar Herr, Geschäftsführer International. 
Bis zum Ausbruch der Pandemie waren mehr als 500 bremische 
Unternehmen in China und rund 180 chinesische Unternehmen im 
Land Bremen aktiv, allerdings geht die Handelskammer davon aus, 
dass sich diese Zahl reduziert hat. Der Kern der bremisch-chinesi-
schen Zusammenarbeit liegt im Handel und in der Logistik. Darüber 
hinaus sind bremische Unternehmen aus Dienstleistungsbereichen, 
der Automobilindustrie, der Informations- und Kommunikations-
technologie, dem Nahrungs- und Genussmittelsektor sowie dem 
Umwelt- und Energiesektor auf dem chinesischen Markt aktiv. 
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E
rtragskraft und Standorttreue der Unterneh-

men sind Voraussetzung für ein leistungsfähi-

ges Bundesland Bremen. Die Corona-Pandemie 

und der Krieg in der Ukraine haben viel Leid 

und unternehmerische Herausforderungen mit 

sich gebracht. Sie haben aber zugleich gezeigt: Die Unterneh-

men sind leistungsfähig und agil. Sie können für Wachstum 

und Arbeitsplätze sorgen – und durch ihre Erträge auch so-

ziale Aufgaben, Bildung, Kultur und Infrastrukturausbau er-

möglichen.

Um diese Kraft nicht nur zu erhalten, sondern nach 

Möglichkeit auch zu steigern, hat die Handelskammer ihre 

Mitgliedsunternehmen in Bremen und Bremerhaven ge-

fragt, welche Themen ihnen für die kommende Legislatur-

periode nach den Bürgerschaftswahlen am 14. Mai 2023 am 

wichtigsten sind. Aus den Antworten hat die Handelskam-

mer die brennendsten Anliegen gebündelt und in einem 

Forderungskatalog veröffentlicht. 

Viele Unternehmerinnen und Unternehmer fordern:

•  Wir brauchen spürbar mehr Gestaltungsfreiheit von der 

Politik, damit wir wachsen und erfolgreich arbeiten kön-

nen.

•  Wir haben enormes wirtschaftliches Know-how und Enga-

gement, das die Politik künftig viel stärker nutzen muss. 

Denn wir wissen: Bremen hat es schon immer gut getan, 

wenn Politik und Wirtschaft Hand in Hand gearbeitet ha-

ben.

•  Wir fordern ein politisches Denken ein, das deutlich die 

Chancen von Leistung und Motivation sieht. Bremen darf 

sich nicht mit Mittelmaß zufriedengeben.

•  Wir brauchen ein politisches Klima, das Innovation för-

dern will und dies als gemeinsame Aufgabe von Politik 

und Wirtschaft sieht.

•  Wir erwarten Pragmatismus und weniger Ideologie im po-

litischen Handeln. Das ist der beste Weg, auf dem sich Kri-

sen gut und zukunftsorientiert bewältigen lassen.

Diese wirtschaftspolitische Richtung lässt sich aus der Stand-

ortumfrage ableiten, an der sich 888 Unternehmen aus Han-

del, Dienstleistungen und Gewerbe beteiligt haben. Handels-

kammer-Präses Eduard Dubbers-Albrecht: „Der Staat greift 

immer mehr in wirtschaftliche Prozesse ein. Durch wach-

sende Bürokratie werden die Unternehmen zunehmend be-

lastet, anstatt Rahmenbedingungen zu haben, die für ihr er-

folgreiches unternehmerisches Handeln erforderlich sind.“ 

So müssten dringend Genehmigungs- und Planverfahren be-

schleunigt werden. Es gelte, die Bauantragsbürokratie zu re-

duzieren: „Wenn die Politik hier die Weichen richtig stellt, 

dann wird im Land Bremen vieles passieren, für das dann 

keine Steuergelder ausgegeben werden müssen.“

Die befragten Unternehmen haben dem Standort auf 

den großen wirtschaftspolitischen Feldern gerade noch 

ein „befriedigend“ als Zeugnis ausgestellt. Ihre Einschät-

zung hat sich seit den Bürgerschaftswahlen 2019 merklich 

verschlechtert – besonders deutlich bei der Bewertung der 

Verwaltung, bei der Verfügbarkeit von Fach- und Arbeits-

kräften, beim Einzelhandels- und Dienstleistungsangebot 

und beim Thema Wohnraum. Um diese Standortfaktoren 

zu verbessern, müsse die künftige Landesregierung in vie-

len Bereichen ansetzen, sagte Handelskammer-Hauptge-

schäftsführer Dr. Matthias Fonger: „Bremen und Bremerha-

ven haben das Potenzial, sich als Unternehmensstandorte 

mit ihrer Nähe zu bezahlbarer Energie, guten Logistikanbin-

dungen sowie renommierter Wissenschaft und Forschung 

zu profilieren. Dafür müssen richtige und oftmals pragma-

tische politische Entscheidungen getroffen werden, um un-

ternehmerischem Erfolg und Innovation einen guten Nähr-

boden zu bieten.“

Die Positionierung der Handelskammer zur Bürgerschaftswahl:

 www.handelskammer-bremen.de/ 
buergerschaftswahl

Die Ergebnisse der Standortumfrage:

 www.handelskammer-bremen.de/ 
standortumfrage

Bürgerschaftswahl 

            2023 

Die Positionierung der 

W
irtschaft und die Positionen 

der Parteien

Wenn es den Unternehmen gut geht, dann wirkt sich 
das unmittelbar auf die Arbeitsplätze und die finan-

zielle Beweglichkeit des Landes aus. Die Han-
delskammer Bremen hat daher ihre Mit-

glieder befragt und auf dieser Grundlage 
eine Positionierung der Wirtschaft 

für die nächste Legislaturperiode 
formuliert. Darüber hinaus hat 

sie die Spitzenkandidatinnen 
und -kandidaten der Parteien 
um Antworten zu ihren wirt-

schaftspolitischen Positio-
nen gebeten.
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Wir wollen sichere und saubere Nach-

barschaften in allen Stadtteilen ge-

währleisten. Wir werden deshalb die 

Stellen beim Ordnungsdienst auf 120 

verdoppeln, um künftig noch geziel-

ter gegen Vermüllung in den Quartie-

ren vorzugehen. Auch Schrottimmo-

bilien und Schrottautos werden wir 

weiter konsequent bekämpfen. Unse-

re Polizei werden wir schrittweise auf 

3.100 Vollzeitstellen in Bremen und 580 

in Bremerhaven ausbauen. Am Haupt-

bahnhof heißt unsere Strategie: Härte 

gegen Drogenhändler, Hilfe für drogen-

kranke Menschen.

Öffentlicher Raum
Sicherheit, Sauberkeit und Ord-
nung haben einen wichtigen Anteil 
an der Qualität und Attraktivität 
des öffentlichen Raumes. Bremen 
und Bremerhaven haben bei diesen 
Themen vielfältige Herausforde-
rungen. Was muss aus Ihrer Sicht 
vorrangig geschehen?

1

Frank Imhoff (CDU)
Sicherheit, Sauberkeit und Ordnung 

sind die wichtigsten Bausteine für das 

Wohlbefinden der Menschen. Das Si-

cherheitsempfinden der Menschen 

im Land Bremen ist getrübt, sei es im 

ÖPNV, in der Bremer Innenstadt oder 

auch am Hauptbahnhof und vor al-

lem in den Abend- und Nachtstunden. 

Parks und Grünanlagen sind teilweise 

wenig einladend und werden zweckent-

fremdet. Wir als Bremer CDU wollen die 

Grünanlagen für die Bürgerinnen und 

Bürger dieser Stadt mit mehr Sitzmög-

lichkeiten, Grillstationen, neuen Be-

leuchtungseinrichtungen, Spielgerä-

ten und Fitnessangeboten ausstatten. 

Im gleichen Atemzug müssen Ordnung, 

Sauberkeit und Sicherheit durch die 

Stadtreinigung, Ordnungsdienst und 

Polizei sichergestellt werden. Die Reini-

gungsintervalle wollen wir erhöhen, Vi-

deoüberwachung wo sinnvoll ausbauen 

und vor allem mehr Präsenz von Poli-

zei und Ordnungsdienst, die Straftaten 

und Ordnungswidrigkeiten konsequent 

ahnden. Wir wollen den ÖPNV sicherer 

machen.

Thore Schäck (FDP)
Wir Freie Demokraten setzen uns dafür 

ein, dass Bremen und Bremerhaven si-

chere und saubere Städte sind, in denen 

man sich wohlfühlt. Wir wollen daher 

das Personal der Polizei deutlich auf-

stocken: Auf 3.300 in Bremen und 580 

in Bremerhaven. Damit wollen wir für 

mehr Polizeipräsenz auf den Straßen 

und insbesondere an Brennpunkten 

wie dem Hauptbahnhof sorgen, ohne 

an anderer Stelle Personal abziehen zu 

müssen. 

Zur Verbesserung der öffentlichen 

Ordnung und Sauberkeit und damit 

auch der Lebens- und Wohnqualität 

haben wir in der vergangenen Legisla-

turperiode das Bürger- und Ordnungs-

amt in Bremerhaven personell erheb-

lich verstärkt. Auch in Bremen muss 

das Ordnungsamt personell weiter 

verstärkt werden. Mit einer verstärk-

ten Präsenz des Ordnungsamtes auf 

öffentlichen Straßen, Plätzen und in 

Parks soll der zunehmenden Unsitte, 

Abfälle im öffentlichen Raum acht-

los wegzuwerfen oder liegenzulassen, 

ohne die dafür vorgesehenen Abfall-

eimer oder Papierkörbe zu benutzen, 

begegnet werden. 

Die Handelskammer hat den Spitzenkandidatinnen 
und -kandidaten der Parteien mit Fraktionsstatus in 
der Bremischen Bürgerschaft jeweils zehn Fragen zu 
wirtschaftspolitischen Themen gestellt:  
Frank Imhoff (CDU), Dr. Andreas Bovenschulte (SPD), 
Dr. Maike Schaefer (Grüne), Kristina Vogt (Linke) und 
Thore Schäck (FDP).

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Ein Ziel grüner Stadtentwicklung ist 

Sauberkeit und Sicherheit des öffentli-

chen Raums. Wir haben mit der Einfüh-

rung des Ordnungsdienstes und dem 

Konzept „Sichere und Saubere Stadt“ 

der Bremer Stadtreinigung wichtige 

Schritte erreicht, weitere folgen. Mehr 

Mülleimer und Aufklärung verringern 

die Verschmutzung. Illegale Müllkip-

pen sollen verschwinden. Die perso-

nellen Kapazitäten für deren Beseiti-

gung wollen wir erhöhen. Wir stehen 

für eine konsequente Sanktionierung 

der Verursacher*innen durch den Ord-

nungsdienst. Wo dieser an seine Gren-

zen kommt, wollen wir an besonders 

neuralgischen Orten eine temporä-

re Videoüberwachung zur Identifizie-

rung der Verursacher*innen prüfen. Wir 

wollen ein Bremer Bahnhofsumfeld mit 

hoher Aufenthaltsqualität. Wir wollen 

mehr Ressourcen und Personal für Rei-

Kristina Vogt (Linke)
Der öffentliche Raum soll für alle 

Menschen barrierefrei nutzbar, at-

traktiv und sicher sein. Für Sicherheit 

sollen auch künftig eine bürgernahe, 

ausreichend ausgestattete Polizei so-

wie lebendige Orte sorgen. Für beleb-

te Straßen ist aus unserer Sicht eine 

Gewerbenutzung der Erdgeschosszo-

nen notwendig, hierfür setzen wir uns 

ein. Für die Stadtsauberkeit sind eine 

personell aufgestockte Straßenreini-

gung und Ordnungsamt unerlässlich: 

Wir wollen den Ordnungsdienst in der 

kommenden Legislatur zügig auf 100 

Vollzeitstellen aufstocken. Außerdem 

soll stärker gegen illegale Müllablage-

rungen vorgegangen werden, betroffen 

sind hier insbesondere benachteiligte 

Quartiere. Nicht zuletzt wollen wir die 

Aufenthaltsqualität des gemeinsamen 

Raums mit öffentlichen Toiletten und 

Trinkwasserbrunnen verbessern, Letz-

tere sind gerade aufgrund zunehmen-

der gefährlicher Hitzewellen wichtig. 

nigung, Aufwertung, Ansprechbarkeit 

und Sicherheit einsetzen. Mit mehr 

Streetworker*innen, einem Drogen-

konsumraum und dezentralen Subs-

titutionsorten verbessern wir die Lage 

und Beratung für Drogenabhängige.

Frank Imhoff (CDU)
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Während der Corona-Pandemie und 

in der Energiekrise hat die öffentliche 

Verwaltung in Bremen ihre Flexibili-

tät und Leistungsfähigkeit unter Be-

weis gestellt. Darauf können wir auf-

bauen. Eine schnelle und kompetente 

Bearbeitung der Anliegen von Bürge-

Öffentliche Verwaltung
Die öffentliche Verwaltung unseres 
Bundeslandes steht in der Kritik,  
sie handle wenig dienstleistungs-
orientiert und zu langsam: Wie lässt 
sich das verbessern?

rinnen, Bürgern und Unternehmen 

hat für uns oberste Priorität. Deshalb 

investieren wir massiv in die Aus- und 

Weiterbildung unserer Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter. Durch den Abbau 

bürokratischer Detailregelungen wer-

den wir Verfahren so weit wie möglich 

verschlanken. Wir führen die Digita-

lisierung der Verwaltung konsequent 

fort, werden das Angebot an Onlinean-

geboten weiter ausbauen und interne 

Prozesse durch moderne Fachverfah-

ren automatisieren – auch mit Hilfe 

künstlicher Intelligenz. Unsere Bür-

gerServiceCenter werden wir attrak-

tiver und komfortabler gestalten und 

neue mobile Angebote in den Quartie-

ren erproben.Frank Imhoff (CDU) 
Die überwiegende Mehrheit der Mit-

arbeitenden des öffentlichen Dienstes 

sind hoch motiviert und engagiert. Wir 

unterstützen sie dabei, den ‚Bürgerser-

vice‘ kontinuierlich und nachhaltig zu 

verbessern. Für uns ist Digitalisierung 

der Schlüssel zur schnelleren, dienst-

leistungsorientierteren und bürger-

freundlicheren Verwaltung. Wir wol-

len einen 24 Stunden-Digital-Service 

der Verwaltung, bspw. bei Wohngeld-

anträgen, Passangelegenheiten, Bau-

anträgen, Führerscheinvergabe oder 

Meldebescheinigungen – immer ver-

bunden mit elektronischer Bezahl-

funktion. Die Aktenführung in allen 

Behörden muss hierfür zeitnah auf 

„digitale Akte“ umgestellt werden. Die 

Online-Terminvergabe werden wir für 

alle Verwaltungsdienstleistungen eta-

blieren und zusätzlich Automaten zur 

Abholung von Ausweisen bereitstellen. 

Die Beschäftigten wollen wir dabei mit-

nehmen: Sie benötigen, neben den er-

forderlichen Ressourcen und Qualifika-

tionen, v.a. Anerkennung, Motivation, 

Führung und Unterstützung sowie klar 

definierte Verantwortlichkeiten.

Thore Schäck (FDP)
Bremen hat von allen Bundesländern 

die höchste Beamtenquote. Es mangelt 

daher offensichtlich an Effizienz. Wir 

Freie Demokraten wollen die Verant-

wortlichkeiten und Aufgabenstellun-

gen überprüfen, die interne Bürokra-

tie abbauen und durch eine verstärkte 

Digitalisierung Abläufe und Prozesse in 

der Verwaltung optimieren und auto-

matisieren. Es genügt nicht, wenn Ter-

mine und Formulare zwar online ver-

fügbar sind, die Behörden selbst jedoch 

intern weiterhin mit Papierbergen ar-

beiten. Deswegen fordern wir, auch die 

behördeninternen Prozesse vollständig 

zu digitalisieren. Erst, wenn auch der 

Prozess dahinter (im sog. Backend) me-

dienbruchfrei durchgehend digital ist, 

kann man von echter Digitalisierung 

sprechen. Notwendig sind zudem flache 

Hierarchien und kurze Dienstwege. Das 

Personalvertretungsgesetz (PVG) wol-

len wir modernisieren und die damit 

die lange überfällige Personalstruktur-

reform in der öffentlichen Verwaltung 

ermöglichen.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Die Beschäftigten der öffentlichen Ver-

waltung sollen Problemlöser*innen für 

Anliegen und Probleme sein. Egal ob 

neuer Pass, Anmeldung eines Gewerbes 

oder Wohngeld: Der Kontakt „mit dem 

Amt“ soll für alle zugänglich, angstfrei, 

verständlich und zuverlässig sein. Wir 

werden Verwaltungsprozesse und -ver-

fahren optimieren und digitalisieren. 

Die Bürger*innenfreundlichkeit wollen 

wir durch digitale Behördengänge ver-

bessern. Dadurch werden Kapazitäten 

in der Verwaltung frei für Bürger*innen, 

die Dienstleistungen auf persönlichem 

Wege in Anspruch nehmen wollen. Wir 

wollen die Arbeitsbedingungen der Be-

schäftigten des öffentlichen Dienstes 

verbessern, indem wir das Potenzial 

für Flexibilisierung durch Digitalisie-

rung im Sinne der Beschäftigten nut-

zen. Durch neue Formen der Arbeit, 

mehr Flexibilisierung und eine zeit-

gemäße Ausstattung stärken wir den 

öffentlichen Dienst. So können wir in 

Zukunft qualifiziertes Personal gewin-

nen, welches den Grundstein für einen 

handlungsfähigen Staat bildet.

Kristina Vogt (Linke)
Eine leistungsfähige Verwaltung 

braucht vor allem eins: ausreichend 

Fachkräfte. Als LINKE haben wir bereits 

den Personalabbau der Vorgängerregie-

rungen im Öffentlichen Dienst (ÖD) 

umgekehrt. Die Arbeit im ÖD muss je-

doch auch konkurrenzfähig und dem-

entsprechend attraktiv und gut vergü-

tet sein – auch im Vergleich zu anderen 

Kommunen. In manchen Ämtern wird 

jedoch auch weiteres qualifiziertes Per-

sonal nicht die einzige Lösung sein. Wir 

sehen den Bedarf, etwa Bauämter und 

das Amt für Straßen und Verkehr (ASV), 

strukturell neu aufzustellen 

Die Wartezeiten für einen Termin bei 
Stadt- und Standesamt sowie der Kfz-
Zulassung sind zu lang. Hier setzen wir 
auch auf die Digitalisierung der Verwal-
tung, die wir vorantreiben wollen. 

Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Um die Attraktivität unserer Innenstäd-

te zu stärken und dauerhaft zu sichern 

brauchen wir einen Strategiewechsel: 

weg von einer Innenstadt als „Konsum-

zone“ hin zu einer Innenstadt als „Le-

benswelt“, mit hoher Aufenthaltsqua-

lität und vielfältigen Angeboten für 

alle Bevölkerungsgruppen. Wir benöti-

gen einen intelligenten Nutzungsmix 

von Einzelhandel, Gastronomie, Kultur, 

Freizeit, touristischen Attraktionen, Ge-

werbe und Wohnen. Mit der gemeinsam 

mit der Handelskammer erarbeiteten 

„Strategie Centrum Bremen 2030+“ ha-

ben wir eine gute Basis für die weite-

re Entwicklung in der Bremer City ge-

schaffen. Auf dieser Grundlage konnten 

bereits zahlreiche Zukunftsprojekte an-

geschoben werden: Entwicklung Balge-

quartier, Stadtmusikanten- und Litera-

turhaus, Umgestaltung Parkhaus Mitte, 

City-Campus für die Uni Bremen, Neu-

gestaltung Domshof, Welterbe-Zent-

rum im Rathaus etc. In Bremerhaven ist 

eine zentrale Immobilie nun in städti-

scher Hand und kann entwickelt wer-

den – für mehr Aufenthaltsqualität und 

Lebendigkeit in der Innenstadt.

Attraktive Innenstädte
Die Innenstädte Bremens und Bremerhavens sind mitten in einem Struktur-
wandel. Mit welchen Maßnahmen kann der Transformationsprozess bestmöglich 
vorangetrieben werden?

T I T E L

Frank Imhoff (CDU)
Wir wollen den Strukturwandel aktiv 

unterstützen. Das beginnt mit einer 

guten Erreichbarkeit durch einen kos-

tenfreien ÖPNV in der Bremer Innen-

stadt und einer autoarmen Innenstadt. 

Es führt weiter über neue Nutzungs-

formen für die vorhandenen Gebäu-

de, die viel stärker auch gastronomi-

sche Angebote, Wohnen, Studieren 

und eine kulturelle Nutzung ermögli-

chen - bis hin zu einer Attraktivierung 

der öffentlichen Plätze sowie der Öff-

nung von Dachflächen. Lebendige Fuß-

gängerzonen, einladende Marktplätze, 

abwechslungsreiche Gastronomie, kul-

turelle Angebote und der Einzelhandel 

vor Ort machen unsere Städte lebens-

wert. In Bremerhaven bietet sich zudem 

die Möglichkeit unter Einbeziehung des 

Karstadt-Areals, des Eulenhof-Grund-

stücks und des ehemaligen Finanzam-

tes einen attraktiven Zugang zur Innen-

stadt mit Sichtachsen zum Wasser, zu 

schaffen. Den Aspekt ‚Sicherheit’ wer-

den wir stärker als bisher beachten, in-

dem wir ‚dunkle Ecken‘ und ‚Angsträu-

men‘ von vornherein vermeiden bzw. 

vorhandene aufwerten.

Thore Schäck (FDP)
Wir Freie Demokraten betrachten den 

Strukturwandel als Chance. Es gab und 

wird immer Umschwung und Verän-

derung in Bremen und Bremerhaven 

geben. Kulturelle Vielfalt, ansprechen-

de Moderne und anerkannte Tradition 

stehen im Einklang. Wir wollen daher 

mutig und proaktiv an den Transfor-

mationsprozess herangehen. Konsum 

und Einkauf werden weiterhin feste Be-

standteile bleiben, jedoch denken wir 

die „Bremische Innenstadt von Mor-

gen“ multifunktionaler. Wohnen, Bil-

dung, Kultur, Sport und Gastronomie 

werden in Zukunft stärker im Vorder-

grund stehen als bisher. Außerdem 

brauchen wir in der Innenstadt weni-

ger Quantität und mehr Qualität. Bre-

men muss daher für private Investoren 

und potentielle Ankermieter attraktiv 

sein. Hierzu müssen gute Rahmenbe-

dingungen geschaffen werden. Wir set-

zen uns daher für eine Senkung der Ge-

werbesteuer ein. Darüber hinaus muss 

die Stadt auf private Investoren besser 

zugehen.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Wir wollen mehr Nutzungsvielfalt. „Wis-

senschaft in der Innenstadt“ ist eine his-

torische Chance – für die Hochschulen 

und die Innenstadt. Bedarfe der Hoch-

schulen berücksichtigen wir und las-

sen sie in ein Gesamtkonzept einflie-

ßen. Mit einer Online-Börse für Plätze 

und Flächen sowie einer „Möglichkei-

tenmesse Innenstadt“ erschließen wir 

neue Orte für kulturelle Nutzungen. 

Ob Wissenschaft/Kultur, Einzelhandel/

Gastronomie, Wohnen/Büro: Um neue 

Entwicklungen zu ermöglichen, muss 

das Mietniveau in der Innenstadt sin-

ken. Dazu suchen wir den Dialog mit 

Eigentümer*innen und wollen sie mit 

Mitteln der Städtebauförderung des 

Bundes und dem besonderen Städte-

baurecht dabei unterstützen, ihre Im-

mobilien an neue Erfordernisse an-

zupassen. Für mehr Klimaschutz und 

einen lebendigen öffentlichen Raum 

muss Mobilität neu organisiert wer-

den – wir halten an dem Ziel fest, die 

Bremer Innenstadt bis 2030 autofrei zu 

machen. Den ÖPNV stärken wir für alle 

durch einen barrierefreien Umbau der 

Haltestelle Domsheide. 

Kristina Vogt (Linke)
Die Besucherzahlen in der Bremer 

City liegen wieder über dem Vor-Coro-

na-Niveau, was auch durch viele Maß-

nahmen des Wirtschaftsressorts er-

möglicht wurde. Wir müssen für mehr 

Vielfalt in der Innenstadt sorgen: Ein-

kaufen, Gewerbe, Dienstleistungen und 

Büroflächen müssen erweitert werden 

um bezahlbare Wohnangebote, gute 

Gastronomie und Kultur. Dazu passt 

der geplante Uni-Standort am Doms-

hof. Leerstand haben wir u. a. mit Pop-

up-Stores bekämpft, von denen einige 

dauerhaft bleiben. Einzelhandel wird 

immer ein Magnet sein, erfolgreiche 

Angebote sind individuell, innovativ 

und regional besonders. Noch immer 

verhindern vielerorts zu hohe Laden-

mieten die Ansiedlung neuer inhaber-

geführter Geschäfte. Wir wollen weitere 

Instrumente des Gewerberechts prüfen. 

Die Stadt muss mehr Handlungsmacht 

erhalten. Wichtig sind Ankauf und die 

Entwicklung von Flächen, die kommu-

nal gestaltet werden (Bsp. Parkhaus 

Mitte in Bremen, Karstadt in Bremer-

haven). Positiv wirken Kulturangebote 

wie der Open Space Domshof. 

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Mit dem Gewerbeentwicklungspro-

gramm (GEP) 2030 haben wir in die-

ser Legislatur eine gute Grundlage für 

eine zukunftsorientierte Gewerbeflä-

chenpolitik geschaffen. Ziel ist es, ei-

nen vermarktbaren Vorrat an vollstän-

dig erschlossenen Flächen im Umfang 

von 100 Hektar p.a. vorzuhalten. Die-

se Dispositionsreserve soll künftig zu-

nehmend durch bereits versiegelte 

Brach- und Konversionsflächen statt 

durch Neuerschließungen auf der grü-

nen Wiese aufgefüllt werden. Auf den 

festgesetzten Erschließungsflächen der 

vorhandenen Gewerbegebiete stehen 

noch mehrere hundert Hektar nicht 

erschlossener Gewerbeflächen zur Ver-

fügung, die wir wie geplant entwickeln 

werden. Weitere Flächen sollen unter 

anderem in Zusammenarbeit mit den 

niedersächsischen Nachbargemeinden, 

insbesondere mit der Stadt Achim (Pro-

jekt Achim-West) erschlossen werden.

Gewerbeflächen
Das Land braucht eine angebotsorientierte Gewerbeflächenpolitik. 
Wie lässt sich das aus Ihrer Sicht realisieren?

4

T I T E L

Frank Imhoff (CDU)
Bremen hat begrenzte Flächen - des-

wegen ist ein verantwortungsvoller 

Umgang damit wichtig. Wir stehen 

für eine angebotsorientierte Gewer-

beflächenpolitik mit einer höheren Er-

schließungsleistung, kürzeren Fristen 

für Reservierungsoptionen und einer 

planungsrechtlichen Absicherung be-

stehender „Gewerbeinseln” in Wohn- 

und Mischgebieten. Damit wollen wir 

eine jederzeit vorhandenen, bereinigte 

Dispositionsreserve von 100 ha in der 

Stadtgemeinde Bremen sicherstellen. 

Eine geschlossene Kreislaufflächenwirt-

schaft im Bestand ist v.a. auf kurze Sicht 

illusorisch. Wir stellen dem das Konzept 

einer offenen, landesweit ökologisch bi-

lanzierenden Flächenwirtschaft entge-

gen; eine Änderung des Flächennut-

zungsplans muss dabei im Rahmen 

einer Abwägungsentscheidung weiter 

möglich sein. Bei der Vermarktung wol-

len wir Investitionsvorhaben mit hoher 

Arbeitsplatzdichte und Wertschöpfung 

priorisieren und neben dem Verkauf 

auch Erbpacht als Alternative anbieten.

Thore Schäck (FDP)
Indem den Bedürfnissen der Wirtschaft 

Priorität eingeräumt wird. In der Ver-

gangenheit ist es immer wieder zur Si-

tuation gekommen, dass Unternehmen 

nicht nach Bremen gekommen sind 

oder aus Bremen abgewandert sind, 

weil sie keine passenden Gewerbeflä-

chen gefunden haben. Deshalb wollen 

wir Freien Demokraten neue Gewerbe-

gebiete schneller erschließen, auswei-

sen und optimal an den Verkehr anbin-

den. Bisherige Gewerbebrachen, wie 

zum Beispiel die Funkschneise, das Vul-

kangelände und das Gelände des Güter-

bahnhofs, auf denen sich gerade neues 

Gewerbe ansiedelt, gilt es mit der gebo-

tenen Dynamik weiter zu reaktivieren 

und verkehrstechnisch anzubinden. 

Großflächige Ansiedlungen ohne nen-

nenswerte Schaffung bzw. Erhaltung 

von Arbeitsplätzen und ohne Auswir-

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Das GEP 2030 nimmt angesichts von 

begrenzten Flächen, Klimawandel und 

Artensterben einen Kurswechsel vor. 

Ziel ist der Übergang zu einer Flächen-

kreislaufwirtschaft. D.h., dass der Vorrat 

an vollständig erschlossenen Flächen 

zur gewerblichen Nutzung – fortan 

stetig steigend aus bereits versiegelten 

Brach- und Konversionsflächen gefüllt 

wird. Ihre Entwicklung muss mit mehr 

Flächeneffizienz, nachhaltiger Bauwei-

se, regenerativer Energieversorgung 

und klimafreundlicher Verkehrsanbin-

dung einhergehen. Diese Aufgaben sind 

anspruchsvoll und verlangen eine Neu-

aufstellung der Wirtschaftsförderung. 

Sie wird künftig stärker den Charakter 

einer Transformationsagentur anneh-

men, die Bestandsunternehmen infor-

miert, berät und begleitet. Wir schaffen 

mit dem GEP 2030 Flächenangebote für 

den Umbau unserer Wirtschaftscluster: 

Neuerschließungen an der Hansalinie, 

im Industriepark und auf dem Flugha-

fengelände stehen im Dienst der öko-

logischen Transformation und sichern 

die Arbeitsplätze.

Kristina Vogt (Linke)
Der Bremer Senat hat ein zukunfts-

weisendes Gewerbeentwicklungspro-

gramm 2030 beschlossen. Darin sind 

erstmals neben der Entwicklung zusätz-

licher Flächen eine Flächenkreislauf-

wirtschaft verankert, es werden neue 

Flächen für Gewerbe bereitgestellt, 

alte ungenutzte entsiegelt und aufge-

wertet. Gewerbeflächen sollen klima-

freundlicher werden. Potenziale sehen 

wir in der Nachverdichtung von Gewer-

begebieten. Zudem verpflichten wir uns 

dem Schutz von Gewerbeflächen, damit 

diese beispielsweise nicht mit Wohnun-

gen bebaut und so in Wohngebiete um-

gewandelt werden. Wir wollen Gewerbe 

und Wohnen nicht mehr trennen, son-

dern entwickeln Quartiere als produk-

tive Stadt.

Transformation kommt nicht ohne 

große Produktion aus, in der es auch 

mal laut werden kann oder viel Platz 

für Maschinen und Geräte gebraucht 

wird. Bremen soll Gewerbetreibenden 

hier weiter verlässlich zur Seite ste-

hen und sie bei der Entwicklung unter-

stützen. Wichtig wird auch das Projekt 

Achim-West, auf das wir in Bremen 

nun schon sehr lange warten. 

kungen auf die Wertschöpfung vor Ort 

sind zu vermeiden. Wir fordern daher, 

dass bspw. die nun vom Kulturbeutel 

e.V. für Partys zweckentfremdete 8.500 

qm große Fläche am Flughafen Bremen 

wieder als Gewerbefläche genutzt wird.

Kristina Vogt (Linke)
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
In den letzten Jahren haben wir 5.000 

neue Kita- und Tagespflegeplätze ge-

schaffen und das größte Schulbaupro-

gramm der bremischen Geschichte 

aufgelegt. Noch nie waren in Bremen 

so viele Lehrkräfte beschäftigt wie ak-

tuell. Diese Ausbauprogramme wer-

Schulen und Kinderbetreuung
Bremen muss die Qualität seines Bildungs-
angebotes deutlich verbessern. Wie kann 
sichergestellt werden, dass hier wahrnehm-
bare Fortschritte gemacht werden?  
Verlässliche Kinderbetreuung wird für  
Familien immer wichtiger. Wo sehen Sie die 
wichtigsten Handlungsfelder?

den wir in den nächsten Jahren weiter 

mit Hochdruck vorantreiben, denn die 

Herausforderungen sind riesig: Heu-

te leben im Land Bremen rund 15.000 

Kinder und Jugendliche mehr als noch 

2015. Wir konnten alle Schülerinnen 

und Schüler mit Tablets versorgen und 

werden die Ausstattung unserer Schu-

len weiter modernisieren, um so attrak-

tive Lern- und Arbeitsorte zu schaffen. 

Um dem Fachkräftemangel in Schu-

len und Kitas zu begegnen setzen wir 

auf mehr Ausbildung, flexiblere Aus-

bildungs- und Qualifizierungsmodelle 

und den verstärkten Einsatz von Quer-

einsteigerinnen und Quereinsteigern.

Frank Imhoff (CDU)
Sowohl die Ergebnisse der Länderver-

gleichsuntersuchungen (IQB) als auch 

der hiesigen Vergleichsarbeiten (u. a. 

VERA und LALE) zeigen schonungs-

los, dass bei Bremer Schülerinnen und 

Schülern massive Wissenslücken und 

Lernrückstände bestehen. Eine Ursa-

che hierfür ist, dass immer mehr Kin-

der mit mangelndem Sprachverständ-

nis eingeschult werden. Dies wirkt sich 

nachteilig auf ihren Bildungserfolg aus, 

da sie von vornherein abgehängt sind. 

Mit einem verpflichtenden Vorschul-

jahr für Kinder mit Sprachförderbe-

darf werden wir dafür sorgen, dass die-

se Kinder zu einem gelingenden Start in 

ihre Bildungskarriere befähigt werden. 

Grundsätzlich messen wir den An-

geboten der frühkindlichen Bildung 

eine enorme Bedeutung bei. Umso 

mehr schmerzt es uns, dass in Bre-

men über 5.000 Kita-Plätze fehlen. 

Entscheidender Grund hierfür ist der 

Mangel an pädagogischen Fachkräf-

ten. Wir werden das Berufsfeld daher 

attraktiver gestalten und dafür sorgen, 

dass Ausbildungen verschlankt und 

von Beginn an vergütet werden.

Thore Schäck (FDP)
Wir Freien Demokraten machen uns 

für einen bedarfsgerechten Ausbau der 

Plätze in Krippen und Kindertagesstät-

ten stark. Daneben setzen wir auf pri-

vates Engagement von der Tagesmutter 

bis hin zur Betriebs-Kita. Dazu wollen 

wir die Fortbildungsmöglichkeiten ver-

stärken. Wir setzen uns dafür ein, dass 

die Öffnungszeiten von Kindertages-

stätten flexibler und näher an der Le-

bens- und Arbeitsrealität der Bürgerin-

nen und Bürger gestaltet werden. Wir 

wollen in jedem Bremer Stadtteil eine 

Kita, die mindestens von fünf Uhr bis 

23 Uhr geöffnet ist, entsprechend dem 

Schichtdienst. Zusätzlich muss es in 

Bremen und Bremerhaven ein nachfra-

gedeckendes Angebot für die 24-Stun-

den-Kitabetreuung geben. Wir Freien 

Demokraten werden die Schließzei-

ten in den Krippen und Kindergärten 

des Landes Bremen abschaffen. Die 20 

Schließtage im Kita Jahr benachteiligen 

vor allem Alleinerziehende. Aber auch 

Familien mit beiden Elternteilen wer-

den hierdurch in der freien Planung ih-

res Erholungsurlaubs eingeschränkt.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Unser Ziel ist, dass in jedem Stadtteil 

alle über Dreijährigen einen Kita-Platz 

bekommen und 66 Prozent der unter 

Dreijährigen. Für alle Kinder im Al-

ter von 3 bis 6 Jahren, die keinen Kita-

Platz haben, muss mindestens ein nied-

rigschwelliges Angebot frühkindlicher 

Bildung gemacht werden. Wichtig sind 

die Stärkung und Förderung der Tages-

pflege, Spielkreisangebote oder betreu-

te Spielplätze. Das Institut für Quali-

tätsentwicklung wollen wir stärken und 

ausbauen. Durch die Erhöhung der Zahl 

der Schulentwicklungsberater*innen 

verbessern wir die Qualität der Arbeit 

der Schulen. Schulen wollen wir beim 

Ausbau zum gebundenen und rhythmi-

sierten Ganztag unterstützen. Inklusi-

on muss weiterentwickelt und hierbei 

auch der berufsbildende Bereich mehr 

in den Fokus genommen werden. Der 

Fachkräftemangel in Kitas und Schulen 

muss durch kurzfristige sowie langfris-

tige Maßnahmen beendet werden. Wir 

werden Maßnahmen umsetzen, um in 

den benachteiligten Stadtteilen ausrei-

chend Lehrende und Erzieher*innen 

einzusetzen. 

Kristina Vogt (Linke)
Wir brauchen mehr qualifiziertes Per-

sonal, mehr Räume und mehr Sprach-

förderung. In der laufenden Legislatur-

periode haben wir uns für eine bessere 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

gerade für Frauen eingesetzt. Wir ha-

ben Strategien gegen den Kita-Platz-

mangel sowie für eine bessere Bildung 

in den Schulen vorgelegt. Wir fordern 

hartnäckig mehr gut bezahlte Ausbil-

dungsplätze für Erzieher*innen (Stich-

wort PiA).  Mobile Betreuungsangebote 

(MOKI) entlasten manche Eltern bereits. 

Wir haben erfolgreich für Doppelbeset-

zung an Schulen in armen Quartieren 

gekämpft. Dort sind die Probleme kom-

plex und haben viel mit der Segrega-

tion in Bremen zu tun, die viele Men-

schen mit Bildungsbenachteiligung in 

ärmeren Stadtteilen ‚bündelt‘. Mehr pä-

dagogisches Personal allein sorgt nicht 

für faire Chancen, das ist auch eine Fra-

ge der Stadtentwicklung. Wir fordern 

eine Enquetekommission Bildungsge-

rechtigkeit, die erarbeitet, wie Bremen 

die starke Kopplung von Bildungser-

folg und sozialer Herkunft überwin-

den kann. 

Thore Schäck (FDP)
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Ausbildung kann nur als Gemein-

schaftsaufgabe von Politik und Wirt-

schaft funktionieren. Alle Schülerinnen 

und Schüler sollen am Ende ihrer Schul-

zeit einen guten Übergang in Ausbil-

dung oder Studium finden. Damit dies 

gelingt, haben wir an allen allgemein-

bildenden Schulen die frühzeitige Be-

rufsorientierung etabliert und werden 

diese künftig weiter stärken. Bremen 

bringt an seinen beruflichen Schulen je-

des Jahr über sechstausend Jugendliche 

und junge Erwachsene zu einem erfolg-

reichen Schulabschluss. Durch gezielte 

Förderung schwächerer Schülerinnen 

und Schüler wollen wir die Zahl der 

Schulabbrecher reduzieren. Aufgabe 

der Wirtschaft ist es, ausreichend Aus-

bildungsplätze zur Verfügung zu stellen 

und junge Menschen während der Aus-

bildung zu begleiten und zum Erfolg zu 

führen. Unternehmen, die nicht ausbil-

den, sollen daher einen Solidarbeitrag 

leisten, mit dem Unternehmen, die aus-

bilden, unterstützt werden.

Ausbildung
Unternehmen suchen dringend ausbildungsfähige Jugendliche.  
Statt neuer Bürokratie und staatlicher Abgaben sind bessere Bildung 
und Berufsorientierung wichtig. Wie wollen Sie das realisieren?

Breitbandversorgung/Digitalisierung
Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger brauchen gute  
Voraussetzungen, um digitale Anwendungen effektiv nutzen zu können: 
Was ist politisch vor allem zu tun?

Frank Imhoff (CDU)
Wir werden die von rot-rot-grün be-

schlossene Ausbildungsplatzabgabe 

rückgängig machen. Jedes Jahr verlas-

sen mehr als 600 (10 Prozent) unserer 

Schülerinnen und Schüler die allge-

meinbildenden Schulen im Land Bre-

men ohne Abschluss. Lesen, Schreiben, 

Rechnen, Umgang mit Computern und 

grundlegende Verhaltensregeln: Wir 

wollen die schulische Qualität und die 

Ausbildungsreife der jungen Menschen 

verbessern und für mehr Berufsorien-

tierung Sorge tragen. Dem dienen z.B. 

Werkstatt-Tage, Praktika, Tage der be-

ruflichen Bildung und Berufsmessen. 

Die über 50 Förderinstrumente am 

Übergang Schule-Ausbildung-Beruf 

müssen noch wirksamer und effizien-

ter zum Einsatz kommen. Priorität ha-

ben dabei für uns ein systematisches 

Übergangsmanagement unter dem 

Dach der Jugendberufsagentur, die Ver-

mittlung benachteiligter Jugendlicher 

in abschlussbezogene Maßnahmen so-

wie Möglichkeiten zum Nachholen von 

Schulabschlüssen, Förderunterricht, 

Spracherwerb und Schulsozialarbeit 

an den Berufsschulen, deren personel-

le und materielle Ausstattung wir ver-

bessern wollen.

Frank Imhoff (CDU)
Unternehmen haben im Schnitt rund 

200 Behördenkontakte im Jahr. Sie be-

nötigen dafür einen 24-Stunden-„One-

Stop-Shop“, den wir auf Basis des bun-

deseinheitlichen Unternehmenskontos 

schaffen wollen. Auch die öffentlichen 

Beschaffungsprozesse, Bauantrags- 

ßen. Um bereits vorhandene Digitali-

sierungskompetenzen zu bündeln und 

den Kulturwandel in den Behörden vo-

ranzutreiben, werden wir eine zentra-

le, unabhängige Digitalisierungseinheit 

(„Digitalressort“) in der Bremer Verwal-

tung etablieren. Die Vermittlung digita-

ler Kompetenzen schon in der Schule, 

eine gezielte Förderung von Weiterbil-

dung und lebenslangem Lernen sowie 

die Nutzung der Digitalisierung in der 

Verwaltung selbst wollen wir ebenso vo-

ranbringen.

Thore Schäck (FDP)
Das sehen wir Freie Demokraten ge-

nauso. Wer die Schule verlässt, muss 

Grundfertigkeiten wie Lesen, Schrei-

ben und Rechnen beherrschen. Daher 

wollen wir den Fokus wieder stärker auf 

diese Grundfertigkeiten legen. Jeder 

Mensch lernt unterschiedlich schnell. 

Damit am Ende alle Jugendlichen die 

Schule ausbildungsfähig verlassen, 

wollen wir das Sitzenbleiben wieder 

einführen. Um für mehr Transparenz 

bei der Leistungsbewertung zu sor-

gen, wollen wir Noten ab Klasse 3 wie-

der einführen. Die duale Ausbildung ist 

in der Berufsorientierung in den Schu-

len lange zu kurz gekommen. Private 

Initiativen zur Berufsorientierung wol-

len wir stärken, damit die Schülerinnen 

und Schüler auf die spätere Berufs-

wahl hinsichtlich der akademischen 

und dualen Ausbildung wertungsfrei 

und transparent vorbereitet werden. 

Dabei sollten Schülerinnen und Schü-

ler Einblicke, Vorteile, Nachteile, sowie 

Chancen und Risiken am zukünftigen 

Arbeitsmarkt und dem Schritt zur Un-

ternehmensgründung vermittelt be-

kommen.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Priorität hat die Sanierung und Mo-

dernisierung der Berufsschulen. Der 

Erneuerungsbedarf geht über die Bau-

substanz hinaus: Die zukünftigen Fach-

kräfte in einer sich digitalisierenden 

Welt müssen entsprechende techno-

logische Rahmenbedingungen bei der 

Ausbildung vorfinden. Über die Ver-

netzung zwischen Berufsschulen und 

hochmodernen Ausbildungsbetrieben 

muss ein Wissenstransfer zwischen 

Theorie und Praxis weiter angescho-

ben werden. Die Ausstattung der Be-

rufsschulen muss jungen Menschen 

ein Zeichen geben: Duale Ausbildung 

lohnt sich, sie bietet gute Zukunfts-

aussichten in wegweisenden Berufen 

und ist einem Studium gleichwertig. 

Eine Stärkung der Berufsorientierung 

ist von großer Bedeutung. Wir wollen 

Schüler*innen, Lehrkräfte und Eltern 

besser über duale Ausbildungen in-

formieren: mit mehr und flexibleren 

Praktikumsmöglichkeiten, mit Infor-

mationsabenden für Eltern mit enge-

ren Kooperationen zwischen Schulen 

und Unternehmen.

 

Kristina Vogt (Linke)
Ausbildungsfonds und bessere Bil-

dung /Berufsorientierung widerspre-

chen sich nicht: Mit den Einnahmen 

aus der solidarischen Umlage sol-

len gerade kleine und mittlere ausbil-

dende Betriebe finanziell unterstützt 

und entlastet werden, und Azubis auf 

dem Weg zu einem erfolgreichen Be-

rufsabschluss. Für die Ausbildung der 

Fachkräfte für die Klima-Transforma-

tion haben wir einen hochmodernen 

Aus- und Weiterbildungscampus auf 

den Weg gebracht, 100 Millionen Euro 

nehmen wir dafür in die Hand. In den 

Schulen wollen wir sicherstellen, dass 

alle Schüler*innen Berufsorientierung 

und Praktika erhalten. Die Zusammen-

arbeit mit der Agentur für Arbeit, Trä-

ger*innen und Wirtschaft hat sich be-

währt und soll ausgeweitet werden. 

Für Frauen mit Kindern setzen wir auf 

mehr Teilzeitausbildungen. Mit einer 

ausgebauten aufsuchenden Beratung 

wollen wir schwer erreichbare junge 

Menschen von einer Ausbildung über-

zeugen. Mit Ausbildung Innovativ wer-

den wir mit den Sozialpartnern passge-

naue Unterstützung entwickeln.

und Genehmigungsverfahren müssen 

vollständig digitalisiert werden. Ob-

wohl Bremen und Bremerhaven bereits 

eine gute Breitbandabdeckung aufwei-

sen, gilt es, bestehende (Leistungs-)

Lücken, insbesondere in Gewerbege-

bieten, Schulen, Berufsschulen und 

Hochschulen unverzüglich zu schlie-Fo
to

s  
Jö

rg
 S

ar
ba

ch

http://www.handelskammer-magazin.de


wirtschaft in Bremen und Bremerhaven · Ausgabe 2 / April 2023 www.handelskammer-magazin.de · Ausgabe 2 / April 202340 41

T I T E L

8
Verkehr
Die Mobilität mit allen Verkehrsträgern ist immer wieder  
Gegenstand von Diskussionen. Wie sieht Ihrer Ansicht nach eine 
moderne, zukunftsorientierte Verkehrspolitik aus?

Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Bereits heute hat Bremen nach Ham-

burg im Vergleich der Bundesländer 

die beste Breitbandversorgung. Diesen 

Standortvorteil wollen wir weiter aus-

bauen. Ziel ist eine möglichst schnel-

le vollständige Erschließung des ge-

samten Landesgebiets, insbesondere 

auch aller Gewerbegebiete, mit Glas-

faser. Zugleich muss die Infrastruktur 

für das 5G- und perspektivisch auch für 

das 6G-Netz flächendeckend ausgebaut 

werden. In diesem Zusammenhang un-

terstützen wir die 6G-Forschung an der 

Uni Bremen.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Als urbaner Raum ist Bremen für die 

ausbauenden Telekommunikations-

unternehmen wirtschaftlich attraktiv. 

Wir setzen auf die weitere Stärkung der 

stattfindenden privatwirtschaftlichen 

Investitionen in den Glasfaserausbau. 

Im neuen Gigabit-Förderprogramm des 

Bundes entfällt die bisherige förderrele-

vante Aufgreifschwelle von 100 Mbit/s 

und ermöglicht unserem Land eine er-

neute Bewertung auf Basis der weiteren 

regionalen Marktentwicklung. Dafür 

wurden entsprechende Beratungsmit-

tel beim Bund beantragt und geneh-

migt. Die Mammutaufgabe „Ausbau 

der digitalen Infrastruktur“ lässt sich 

allein mit Fördermitteln nicht lösen. 

Wir setzen daher auf die erfolgreiche 

Zusammenarbeit mit dem Breitband-

zentrum Niedersachsen-Bremen, um 

Kommunen beim Ausbau der digitalen 

Infrastruktur zu beraten. Mit der Unter-

zeichnung der Kooperationsvereinba-

rung verpflichteten sich alle Parteien 

zur weiterhin engen Zusammenarbeit. 

Die Länder sicherten die finanziellen 

Mittel für das BZNB zu. 

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Mehr ÖPNV, weniger PKW und eine bes-

sere Infrastruktur für Radfahrer*innen 

und Fußgänger*innen – so setzen wir 

die Schwerpunkte für eine moderne 

Mobilitätspolitik. Wir wollen den Takt 

und die Verbindungen unserer Straßen-

bahnen und Busse sowie die Fahrradin-

frastruktur massiv ausbauen. Bis 2027 

soll das Radpremiumroutennetz aus 

neuen Radwegen und Radbrücken fer-

tig sein. „Micro-Mobilitäts-Hubs” sor-

gen dafür, dass E-Autos etwa alle 300 

Meter neu geladen und Carsharing-Au-

tos, (Lasten-)Fahrräder sowie Roller ge-

liehen werden können. Wir stellen auf 

Elektrobusse um und bauen dafür die 

Betriebshöfe aus. Mit einem Mobili-

tätsgesetz wollen wir ein tragfähiges 

Finanzierungsmodell dafür etablieren. 

Darüber hinaus wollen wir das illega-

le Parken unterbinden, um den Men-

schen den gewonnenen Raum zurück-

zugeben und das Durchkommen für 

Rettungs- und Versorgungsfahrzeuge 

sicherzustellen. Wir wollen mehr Tem-

po 30, Spielstraßen, breitere Rad- und 

Fußwege und sichere Kreuzungen.

Kristina Vogt (Linke)
Wir wollen gute und klimafreundli-

che Mobilität für alle. An erster Stelle 

steht dabei für uns ein top ausgebau-

ter, ticketloser ÖPNV mit mehr Perso-

nal und einer höheren Taktung. Wenn 

es nach uns geht, sollen Busse und Bah-

nen schon ab dem 1. Juni 2024 ticket-

frei nutzbar sein. Damit man mit dem 

ÖPNV schnell von A nach B kommt, wol-

len wir die Erarbeitung eines Schnell-

verbindungsnetzes sowie zusätzlicher 

Fährverbindungen über die Weser in 

Auftrag geben und umsetzen. Zent-

ral ist auch die bessere Anbindung der 

Gewerbegebiete an den ÖPNV.  Selbst-

verständlich setzen wir uns für besse-

re Radwege und barrierefreie Fußwege 

ein. Gerade für Letzteres so wie auch 

fürs Klima gilt es, den Anteil von PKW 

im Verkehr zu senken. Die Mobilitäts-

wende gelingt aber nur mit einer um-

fassenden Verkehrsplanung. Weniger 

Spuren und dann steht der Bus im Stau 

– das ist hingegen definitiv keine nach-

haltige Lösung.

Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Die Mobilität der Zukunft ist bezahl-

bar, klimafreundlich, barrierefrei und 

digital vernetzt. Dabei haben wir alle 

Verkehrsteilnehmer im Blick. Wir wol-

len einen leistungsfähigen und gut er-

reichbaren ÖPNV: keiner soll mehr als 

500 Meter zur nächsten Haltestelle zu-

rücklegen müssen. Wir verbessern das 

Rad- und Fußwegenetz und werden in-

nenstadtfernere Stadtteile über Radpre-

miumrouten mit der City verbinden. 

Bremen ist erfolgreicher Wirtschafts- 

und Logistikstandort, daher ist der Lü-

ckenschluss der A281 für uns von großer 

Bedeutung. Wir wollen künftig zudem 

noch mehr Güter auf die Schiene brin-

gen. Als Anreiz für den Umstieg auf E-

Mobilität wollen wir im Land Bremen 

10.000 Ladepunkte bis 2030 errichten, 

die wohnort- und arbeitsplatznah zu er-

reichen sind.

Frank Imhoff (CDU)
Für uns steht bei Mobilität die Frage 

im Zentrum, wie Menschen, unabhän-

gig vom Verkehrsmittel, am schnells-

ten, sichersten, bequemsten und klima-

freundlichsten von A nach B kommen. 

Wir streben daher die beste Lösung 

für die jeweilige Herausforderung an, 

ohne ideologische Scheuklappen, die 

das Auto verteufeln oder den Fußgän-

ger hintenanstellen. Hierzu gilt es, den 

Sanierungsstau an der Verkehrsinfra-

struktur abzubauen und die wichtigs-

ten Maßnahmen aus dem VEP umzu-

setzen. Die damit verbundene Stärkung 

des Umweltverbundes ist zugleich ein 

wichtiger Beitrag zum Klimaschutz. Wir 

werden die Ziele aus dem VEP in ein 

Mobilitätsgesetz schreiben und so in ih-

rer Verbindlichkeit erhöhen. Das Gesetz 

wird verstärkt die Bedürfnisse von Rad-

fahrern, ÖPNV-Nutzern sowie Fußgän-

gern berücksichtigen. Im Bereich des 

Radverkehrs sollen gefährliche Kreu-

zungen entschärft und umgebaut wer-

den. Ein besonderes Augenmerk liegt 

auf dem ÖPNV auch in den Außenbe-

zirken, der Parkplatzsituation und der 

Ladeinfrastruktur.

Thore Schäck (FDP)
Wir Freie Demokraten wollen optima-

le Rahmenbedingungen für die vernetz-

te und digitale Zukunft der Unterneh-

men und Haushalte setzen. Deshalb 

wollen wir heute die strategischen und 

planungstechnischen Weichen stellen, 

damit flächendeckender und zuverläs-

siger Internetzugang im Gigabit-Be-

reich mittelfristig umgesetzt werden 

kann. Das Ziel muss es sein, bis 2030 

mindestens 90 Prozent der Haushal-

te und Unternehmen in Bremen und 

Bremerhaven mit vollständiger Glas-

faserinfrastruktur (FTTH) auszustat-

ten. Aber auch der Datenaustausch zwi-

schen der Verwaltung und den Bürgern 

muss besser werden. Wir setzen uns da-

her für einheitliche digitale Schnittstel-

len zwischen Verwaltung und Bürgern 

bzw. Wirtschaft ein. Diese führen zur 

Fehlervermeidung, einer höheren Qua-

lität im Datenaustausch und zu einer 

insgesamt besseren Effizienz auf bei-

den Seiten. Um für mehr Wettbewerb 

und eine bessere Zusammenarbeit mit 

der Bremer Digitalwirtschaft zu sorgen, 

wollen wir das Dataport-Monopolisie-

rungsgesetz auf heben.

Kristina Vogt (Linke)
Alle Privathaushalte und Betriebe soll-

ten einen guten Internetzugang haben. 

Wir betrachten das Internet als Grund-

recht und frei öffentlich verfügbares 

Gut. Konkret bedeutet das für Bremen, 

das Netz von 5G-Technologien für das 

Mobilfunknetz und das Glasfasernetz 

für die Anschlüsse der Haushalte zü-

gig auszubauen. Wir wollen sicherstel-

len, dass sozial benachteiligte Stadttei-

le nicht vernachlässigt werden. Auch 

außerhalb des Arbeitsplatzes oder Zu-

hauses sollen Bürger*innen leicht das 

Internet nutzen können. Wir wollen da-

für sorgen, dass auch im öffentlichen 

Raum WLAN verfügbar ist. Mit dem Di-

gital Hub Industry haben wir eine Platt-

form geschaffen, um die Potenziale aus 

Forschung, Industrie und kleinen und 

mittleren Unternehmen zusammenzu-

führen, um die Wirtschaft und auch die 

Bürgerinnen und Bürger bei der Digita-

lisierung zu unterstützen. Die Digital-

lotsen für kleine und mittelständische 

Unternehmen als Hilfestellung zur di-

gitalen Optimierung der Betriebe wol-

len wir absichern und ausbauen.
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Steuern und Abgaben
Steuer- und Abgabenlasten sind für die Wirtschaft zentrale  
Standortfaktoren. Wo sehen Sie besonderen Handlungsbedarf,  
um das Land als Wirtschaftsstandort zu stärken?

9

Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Um Bremen und Bremerhaven als Wirt-

schaftsstandorte zu stärken werden wir 

weiter massiv in die verkehrliche Infra-

struktur, in Gewerbegebiete und Häfen, 

in Wissenschaft und Forschung, aber 

auch in Bildung und Kinderbetreuung 

investieren. Wir beteiligen uns als Land 

mit einem dreistelligen Millionenbe-

trag an den Kosten der Entlastungspa-

kete des Bundes, von denen auch Bre-

mer Unternehmen in großem Umfang 

profitieren. Ergänzend und speziell für 

kleinere und mittlere Betriebe, die be-

sonders stark von gestiegenen Energie-

preisen betroffen sind, wird es einen 

Härtefall-Fonds in Höhe von 30 Milli-

onen Euro geben.

Frank Imhoff (CDU)
Den größten Handlungsbedarf zur Stär-

kung des Wirtschaftsstandortes sehen 

wir aktuell bei der klimafreundlichen 

Transformation der Wirtschaft, der Be-

reitstellung der hierfür erforderlichen 

Infrastruktur und bei der Sicherung des 

Arbeits- und Fachkräftebedarfs der Un-

ternehmen, Handwerker, Dienstleister 

und in der Verwaltung. Mit uns wird es 

auf Landes- und Kommunalebene keine 

Erhöhung von Steuern und Abgaben ge-

ben. Auf der Bundesebene werden wir 

im Bundesrat keine Steuererhöhungen 

mittragen und uns dort vielmehr für 

eine konkurrenzfähige Unternehmens-

besteuerung einsetzen. Bei der Grund-

steuer fordern wir die Einführung des 

unbürokratischeren niedersächsischen 

Modells. Familien wollen wir bei der 

Grunderwerbsteuer entlasten. Wir hal-

ten an der Schuldenbremse fest und 

setzen auf eine solide Finanzpolitik, die 

nur so viel ausgibt, wie sie einnimmt. 

Wir werden zudem eine Fachkräfteof-

fensive für Bremen starten.

Thore Schäck (FDP)
Für uns Freie Demokraten sind alle 

Verkehrsteilnehmer gleichberechtigt. 

Wir wollen die ideologischen Ausein-

andersetzungen beenden und alle Ver-

kehrsteilnehmer entsprechend ihren 

Bedürfnissen fördern. Anstatt auf Ver-

bote setzen wir daher auf die Schaf-

fung von Alternativen. Die Innenstadt 

muss auch für Autos erreichbar bleiben. 

In den Stadtteilen setzen wir auf eine 

bessere Anbindung an den ÖPNV, ins-

besondere Busse und Shuttle-Services, 

die Einbeziehung bestehender örtlicher 

Parkhäuser, sowie moderner Quartiers-

tiefgaragen und innovativer Parkhäu-

ser. Generell gilt: Parkräume sollen so 

geplant werden, dass E-Mobilität und 

andere nachhaltige Antriebsarten mit-

gedacht werden. Eine zukunftsorien-

tierte Verkehrspolitik fördert Inno-

vationen und Wettbewerb. Deswegen 

wollen wir den Taximarkt liberalisie-

ren und so den Markzutritt für inno-

vative Mobilitätsdienstleister wie etwa 

UBER ermöglichen.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Finanzgewinne werden in Deutschland 

immer noch geringer besteuert als Ar-

beit. Auch reiche und sehr reiche Men-

schen gehören zur Gesellschaft und 

müssen sich entsprechend an der Finan-

zierung des Gemeinwesens deutlich be-

teiligen. Wir werden uns im Bundesrat 

dafür einsetzen, Steuerhinterziehung 

stärker zu bekämpfen, Steuerschlupf-

löcher konsequenter zu schließen und 

sehr hohe Vermögen, Finanzgewinne 

und große Erbschaften angemessen zu 

besteuern. Unser Ziel bleibt eine gerech-

te Unternehmensbesteuerung. Eine 

europäische Finanztransaktionsteuer 

kann zur Stabilität der Finanzmärkte 

beitragen. Die Übergewinnsteuer wol-

len wir auf europäischer Ebene einfüh-

ren. Wir unterstützen den Kauf von 

Steuer-CDs mit Insider-Informationen 

von ausländischen Banken und arbei-

ten an Regelungen mit, die verhindern, 

dass sich Steuerbetrüger*innen hinter 

dem Bankgeheimnis verstecken kön-

nen. Großbetriebe sollen häufiger ge-

prüft werden. Für all diese Aufgaben 

brauchen wir eine gut ausgestattete 

Steuerverwaltung.

Kristina Vogt (Linke)
Was unser Land am dringendsten 

braucht, sind Fachkräfte. Deshalb wol-

len wir mit dem Ausbildungsfonds, 

dem Aus- und Weiterbildungscampus, 

also attraktiven Ausbildungen und 

Qualifizierungen neue Fachkräfte ge-

winnen. Zudem verbessern wir die Be-

dingungen für die Beschäftigten mit 

günstigen Tickets für den ÖPNV (z.B. 

Azubi-Ticket). Sowohl in der Pande-

mie als auch in der Energiepreiskrise 

haben wir uns erfolgreich auf Landes- 

und Bundesebene für schnelle und un-

bürokratische Hilfen für strauchelnde 

Unternehmen eingesetzt. Dank des GEP 

2030 können alle Akteur*innen auch 

künftig sicher planen. Bei großen He-

rausforderungen wie der Dekarbonisie-

rung stehen wir der Wirtschaft verläss-

lich zur Seite und unterstützen bspw. 

die Stahlwerke mit Milliardeninvesti-

tionen. Zuletzt haben wir auch beim 

Standort-Erhalt von Airbus bewiesen, 

dass wir uns unermüdlich für Bremen 

einsetzen. Gleich zu Beginn der Legisla-

tur haben wir zudem die befristete Er-

höhung der Gewerbesteuer wieder zu-

rückgenommen.

Thore Schäck (FDP)
Wir Freie Demokraten sehen die großen 

Belastungen der Unternehmen durch 

die Energiekrise und den Arbeitskräf-

temangel. Die FDP in der Bundesregie-

rung hat über Bundesprogramme die 

härtesten Folgen abgemildert. Aber 

auch Bremen und Bremerhaven kön-

nen zur Entlastung der Unternehmen 

und damit zur Sicherung und Schaf-

fung von Arbeitsplätzen beitragen. Des-

wegen wollen wir die Gewerbesteuern 

senken. Die von Rot-Grün eingeführte 

Bettensteuer ist schädlich für die auf-

blühenden Tourismusstandorte Bre-

men und Bremerhaven. Wir wollen 

sie daher abschaffen. Wir Freie Demo-

kraten wollen positive Entwicklungen 

fördern, anstatt umgehend zu versu-

chen, Gelder abzuschöpfen. Auch die 

Polizeikosten von Hochrisikospielen 

wollen wir in Zukunft nicht mehr der 

DFL in Rechnung stellen, die anschlie-

ßend Werder Bremen in Regress nimmt. 

Bremen schadet damit der wirtschaft-

lichen Wettbewerbsfähigkeit seines 

Fußballvereins, der auch ein wichtiger 

Wirtschaftsfaktor ist.
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Dr. Andreas Bovenschulte (SPD)
Wir stehen vor einem Jahrzehnt der 

Fachkräftesicherung und haben in fast 

allen Branchen derzeit mit einem Man-

gel an Fachkräften zu kämpfen. Um die-

sem Mangel entgegenzuwirken, sind 

verschiedene, aufeinander abgestimm-

te, Maßnahmen erforderlich. Faire Löh-

ne, gute Arbeitsbedingungen und eine 

qualifizierte Weiterbildung für alle sind 

wichtige Faktoren zur Fachkräftesiche-

rung. Wir unterstützen dies durch eine 

Aufstiegsfortbildungsprämie und zu-

sätzliche Qualifizierungsangebote. Zur 

Gewinnung von Auszubildenden wer-

den wir das Begrüßungsgeld fortfüh-

ren, Azubi-Wohnheime schaffen und 

massiv in unsere Berufsschulen in-

vestieren. Wir haben die Weichen für 

einen Aus- und Weiterbildungscam-

pus für klimarelevante Berufe gestellt 

und werden hierfür bis zu 100 Millio-

nen Euro aufwenden. Darüber hinaus 

wollen wir die Erwerbsbeteiligung von 

Frauen deutlich steigern, um das dort 

vorhandene Potenzial besser zu nutzen. 

Dies kann nur gemeinsam mit der Wirt-

schaft gelingen.

Arbeits- und Fachkräfte
Die Verfügbarkeit von Arbeits- und Fachkräften ist für  
Unternehmen entscheidend: Was kann Politik – gemeinsam  
mit der Wirtschaft – zur Verbesserung beitragen?

10

Frank Imhoff (CDU)
Die wichtigsten Schlüssel zur Fachkräf-

tesicherung sehen wir in besserer schu-

lischer Bildung, der Stärkung von Aus- 

und Weiterbildung, der Vermeidung 

von Ausbildungsabbrüchen, der Qua-

lifizierung von Arbeitslosen sowie der 

Erhöhung des Arbeitszeitvolumens, 

etwa durch eine längere individuelle Le-

bens- bzw. Wochenarbeitszeit, die Auf-

stockung von Teilzeitarbeitsverhältnis-

sen und die Vermeidung unfreiwilliger 

Teilzeit. Eltern benötigen zuverlässige, 

flexible und hochwertige Betreuungs-

angebote für ihre Kinder, flexiblere Ar-

beitszeiten oder die Möglichkeit von 

mobilem Arbeiten. Geflüchteten wollen 

wir durch schnell startende Sprachkur-

se und eine passgenaue Beratung die In-

tegration in den Arbeitsmarkt erleich-

tern. Ausländische Berufsabschlüsse 

müssen einfacher und schneller aner-

kannt werden. Daneben wollen wir ge-

zielt Fachkräfte aus dem Ausland von 

Bremen begeistern und sie beim An-

kommen unterstützen. Die Fachkräf-

testrategie 2019 werden wir unter Be-

teiligung aller relevanten Akteure 

nachschärfen.

Thore Schäck (FDP)
Zur Verbesserung des Arbeitskräfte-

mangels setzen wir Freien Demokraten 

auf einen Dreiklang aus Verbesserung 

der Bildung (siehe Frage 5), gezielter Zu-

wanderung in den Arbeitsmarkt und 

besserer Digitalisierung. Auf Bundes-

ebene reformieren wir daher gerade 

das Einwanderungsrecht nach kanadi-

schem Vorbild mit einem Punktesys-

tem. Hierdurch sollen auch die Hür-

den für die Anerkennung ausländischer 

Abschlüsse abgebaut werden. Der An-

erkennungsprozess muss unbürokrati-

scher und schneller werden. Freie De-

mokraten wollen, dass jeder Mensch die 

Chance bekommt, etwas aus seinem Le-

ben zu machen. Daher fordern wir auch 

die Möglichkeit der Arbeitsaufnahme 

für alle Asylbewerberinnen und -be-

werber oder Geduldete (auch aus sog. 

sicheren Herkunftsstaaten) nach der 

Wartefrist (3 Monate), ohne dass der 

Arbeitgeber zuvor eine Zustimmung 

der Bundesagentur für Arbeit einholen 

muss. Darüber hinaus sehen wir in der 

Digitalisierung Chancen für eine Ab-

schwächung des Arbeitskräftemangels.

Dr. Maike Schaefer (Grüne)
Wir müssen Fachkräftepotenziale iden-

tifizieren und Maßnahmen ergreifen, 

die auf verschiedene Zielgruppen pas-

sen. Es braucht z.B. offenere Wege für 

Quereinsteiger*innen und Studieren-

de in die duale Ausbildung. Berufli-

che Mobilität muss erleichtert werden, 

um über Berufs- und Branchenwechsel 

mehr Fachkräfte für den ökologischen 

Umbau zu gewinnen. Mit einer Tran-

sitionsgesellschaft zur Qualifizierung 

in klimarelevanten Berufsfeldern wol-

len wir dies unterstützen. Mit einem 

Landes-BAföG (analog zum  bestehen-

den Aufstiegs-BAföG für Fachkräfte auf 

Bundesebene) unterstützen wir bei der 

Qualifikation zur Fachkraft in klimare-

levanten Bereichen. Die Vereinbarkeit 

von Erwerbsarbeit und Sorgearbeit ist 

eine Voraussetzung, um das Fachkräfte-

potenzial von Frauen zu stärken. Dazu 

braucht es flexiblere Arbeitszeitmodel-

le. Wir wollen mehr Unterstützung für 

Betriebe, deren Mitarbeiter*innen ei-

nen Migrations- bzw. einen Fluchthin-

tergrund haben. Wir setzen uns für eine 

aufsuchende Betreuung der Firmen ein.

Kristina Vogt (Linke)
Gemeinsam mit der Wirtschaft wollen 

wir den Fachkräftemangel beheben und 

haben bereits in dieser Legislatur sehr 

konstruktiv daran gearbeitet. Gemein-

sam wollen wir daran weiterarbeiten, 

mehr Frauen in männerdominierte 

Branchen zu bringen. Alleinerziehen-

de wollen wir weiter stärker in den Ar-

beitsmarkt integrieren und Menschen 

ohne Schulabschluss den Weg zu ei-

nem Berufsabschluss eröffnen. Mit 

der Landesagentur für berufliche Wei-

terbildung haben wir Qualifizierungs-

angebote für Beschäftigte, Geringqua-

lifizierte und Unternehmen gebündelt. 

Mit dem Weiterbildungsverbund Fahr-

zeugindustrie haben wir eine Blaupau-

se für andere Branchen geschaffen, 

Mittelstand und Industrie bei der Qua-

lifizierung von Fachkräften zusammen-

zubringen. Derzeit schöpft Bremen das 

Potenzial seiner Fachkräfte nicht aus: 

Noch immer dauert es viel zu lange, bis 

die Studien- und Berufsabschlüsse von 

Menschen aus anderen Ländern aner-

kannt werden. Arbeitszugänge müssen 

erleichtert werden, Hürden müssen ab-

gebaut werden.
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T I T E L

Wahlhelden  
gesucht
Mit dem Einsatz die Demokratie stärken

D amit die Bürgerschafts- und Kommunalwahl 

am 14. Mai reibungslos über die Bühne ge-

hen kann, werden in Bremen 3.800 Wahlhel-

ferinnen und -helfer benötigt. Wahlamtsleiter Mar-

tin Kesper verspricht: Der ehrenamtliche Einsatz ist 

nicht nur ein Dienst an der Demokratie – er macht 

auch Spaß.

Dank verschiedener öffentlichkeitswirksamer 

Maßnahmen gelang es bei der Bundestagswahl 2021 

zum ersten Mal, genügend Freiwillige für die Beset-

zung aller Wahlvorstände in der Stadt zu finden. Das 

soll auch dieses Jahr wieder klappen. Motivations-

gründe gibt es genügend, macht Kesper deutlich. 

„Für viele ist es das wichtigste Argument, dass sie 

mit ihrem Einsatz die Demokratie stärken wollen“, 

berichtet er. Während häufig die Zeit für ein dauer-

haftes ehrenamtliches Engagement fehle, sei die 

Wahlhilfe zeitlich befristet und damit besonders at-

traktiv. Und nicht zuletzt wirke das sogenannte Erfri-

schungsgeld als zusätzlicher Motivationsfaktor – in 

Bremen immerhin bis zu 70 Euro pro Einsatztag. 

Weitere gute Gründe, sich zu engagieren,  
lesen Sie unter:

  www.handelskammer-magazin.de/ 
wahlhelfer

Alle Informationen rund um die Wahlhilfe,  
häufig gestellte Fragen und das Formular  
zum Anmelden finden sich auf der Website  
des Wahlamtes:

 www.wahlen.bremen.de

Martin Kesper, Refe-
ratsleiter Wahlamt im 
Statistisches Landes-
amt Bremen, und seine 
Stellvertreterin Laura 
Kersting.
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Verwaltungsvorschrift
Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (nachstehend Handelskammer genannt) erlässt gemäß § 7 ihrer Satzung be-
treffend die Schulung, die Prüfung und die Erteilung des Schulungsnachweises folgende Leitlinie für die Durchführung von Online-Schulungen: 

1. Allgemeine Voraussetzungen

 •  Der Schulungsveranstalter hat einen Lehrplan einzureichen, der 
§ 4 der Satzung entsprechen muss. Zusätzlich muss dargestellt 
werden, nach welchen methodischen Grundsätzen die Online-
Schulung erfolgt, das heißt beispielsweise:

  •  Wie erfolgt die Vermittlung von Wissen (durch Vorträge, Lehr-
gespräche, Hintergrundgespräche, Diskussionen etc.)?

  •  Werden Simulationen, Rollenspiele, gezielte Übungen durch-
geführt?

  • Werden Praxisthemen bearbeitet?
  • Erfolgt ein Erfahrungsaustausch? 
 •  Fehlzeiten eines Teilnehmers – beispielsweise aufgrund techni-

scher Probleme – führen zum Ausschluss, sofern keine Nachschu-
lung erfolgen kann. Die Möglichkeit einer Nachschulung erfolgt 
in Abstimmung mit der Handelskammer.

 •  Der Veranstalter hat dafür zu sorgen, dass der Teilnehmer ohne 
Störungen an der Schulung teilnehmen kann.

 •  Die Namen der Teilnehmer der Schulung sind spätestens am ers-
ten Tag der Schulung der Handelskammer zu übermitteln.

2.  Technische Voraussetzungen

 •  Der Schulungsveranstalter benennt der Handelskammer im Rah-
men der Antragsstellung die verwendete Software.

  a.  Mindestanforderungen an die Software des Schulungspro-
gramms sind:

   • Möglichkeit der Einteilung in virtuelle Umgebungen
   •  Bereitstellung einer Chat-Funktion, welche durch die Lehr-

kraft wahlweise zwischen den Teilnehmern ein- und ausge-
schaltet werden kann. Die Teilnehmer haben zu jedem Zeit-
punkt die Möglichkeit, eine Frage an die Lehrkraft zu stellen.

   • Möglichkeit zum Einblenden von Präsentationen
   •  Schulungsunterlagen sollten digital hinterlegt und aus-

druckbar sein
   • Bereitstellung eines angemessenen Supports 
   •  Klare und nutzerfreundliche Navigationsstruktur mit einfa-

chen Anweisungen für den Schulungsteilnehmer
   •  Gewährleistung eines Zugangs zur Onlineschulung für je-

den Teilnehmer mit persönlich zugeteilten Login-Daten 
   •  Möglichkeit der Sperrung von Login-Daten bei Ausschluss 

eines Teilnehmers
   •  Eine systemseitige Möglichkeit zur direkten Interaktion zwi-

schen Teilnehmer der Online-Schulung mit der Lehrkraft

   • Eine Protokollierung folgender Komponenten:
    –  Anwesenheit der Teilnehmer (ggf. durch Login- und Log-

outzeiten der Teilnehmer)
    –  technische Ausfallzeiten
    –  Login- und Logoutzeiten der Teilnehmer in einem separa-

ten virtuellen Raum, wenn in Kleingruppen interaktiv ge-
arbeitet wird

    –  die Software muss einen Zugang für die jederzeitige Über-
wachung durch die Handelskammer ermöglichen, ohne 
das die Lehrkraft den Zugriff zulassen muss 

 b. Der Teilnehmer an der Online-Schulung benötigt:
  • ein internetfähiges Gerät 
  • eine ausreichend leistungsfähige Internetanbindung
  • ein funktionsfähiges Mikrofon 
  • eine funktionstüchtige Kamera/Webcam
    Hinweis: Ein Smartphone wird nicht akzeptiert. Falls ein Teil-

nehmer die Kamera und/oder das Mikrofon während der Schu-
lung ausstellt, muss die Lehrkraft die Teilnehmer dazu auffor-
dern, dies wieder umzustellen.

 c.  Spätestens 2 Werktage vor der Schulung muss die technische 
Ausstattung durch einen Funktionstest durch den Schulungsver-
anstalter geprüft werden, damit die Möglichkeit der Teilnahme 
sichergestellt ist.

3. Teilnehmerbezogene Angaben und Datenschutz

 a.  Die Teilnehmer müssen während des Seminars namentlich er-
kennbar sein, z.B. Herr Max Mustermann. Die Identifikation mit-
tels Personalausweises/Reisepass/Führerschein erfolgt mittels 
Kamera/Webcam zu Beginn des Webinars, vorzugsweise einzeln, 
ohne andere Teilnehmer. Dem Teilnehmer wird vorab eine Kurz-
anleitung zur Bedienung des Programms inklusive Verhaltens-
regeln während des Seminars übermittelt. Dem Teilnehmer wird 
ein Handout zu den fachlichen Inhalten und dem Ablauf des Se-
minars zur Verfügung gestellt.

 b.  Der Teilnehmer gibt seine Einwilligung, dass im Rahmen der On-
lineschulung die Kamera/Webcam dauerhaft eingeschaltet ist. 

Bremen, den 6. Januar 2023

Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven 
gez.
Eduard Dubbers-Albrecht (Präses)
Dr. Matthias Fonger (Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus)

Leitlinien Online-Schulungen Gefahrgutbeauftragte
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Sachverständigenordnung 
der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven

Das Plenum der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven hat in seiner Sitzung am 13. März 2023 gemäß § 4 Absatz 2  
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der Industrie- und Handelskammern (IHKG) in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 701-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August 2021 (BGBl. I S. 3306) geändert wurde, 
und § 36 Absatz 3 und 4 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 
21 des Gesetzes vom 19. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2606) geändert wurde, in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Ziff. 2 der Verordnung über Zuständig-
keiten nach der Gewerbeordnung vom 23. Oktober 1990 (Brem. GBl. S. 441, Sammlung des bremischen Rechts -7100-b-1), zuletzt geändert durch 
Nr. 2 in Verbindung mit Anlage 1 und 4 der Bekanntmachung über die Änderung von Zuständigkeiten vom 20. Oktober 2020 (Brem. GBl. S. 1172), 
folgende Sachverständigenordnung beschlossen:

Die im folgenden Wortlaut verwendete männliche Form dient der Vereinfachung und schließt alle Geschlechter mit ein.

I.  Voraussetzungen für die öffentliche  
Bestellung und Vereidigung

§ 1 Bestellungsgrundlage
Die Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven (im 
Folgenden Handelskammer genannt) bestellt gemäß § 36 Gewerbe-
ordnung auf Antrag Sachverständige für bestimmte Sachgebiete nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen.

§ 2 Öffentliche Bestellung
(1)  Die öffentliche Bestellung hat den Zweck, Gerichten, Behörden 

und der Öffentlichkeit besonders sachkundige und persönlich 
geeignete Sachverständige zur Verfügung zu stellen, deren Aus-
sagen besonders glaubhaft sind. 

(2)  Die öffentliche Bestellung umfasst die Erstattung von Gutachten 
und andere Sachverständigenleistungen wie Beratungen, Über-
wachungen, Prüfungen, Erteilung von Bescheinigungen sowie 
schiedsgutachterliche und schiedsrichterliche Tätigkeiten.

(3)  Die öffentliche Bestellung kann inhaltlich beschränkt und mit Auf-
lagen verbunden werden. Auflagen können auch nachträglich er-
teilt werden.

(4)  Die öffentliche Bestellung wird auf 5 Jahre befristet. Bei einer erst-
maligen Bestellung und in begründeten Ausnahmefällen, insbe-
sondere bei Zweifel über die Fortdauer der persönlichen oder fach-
lichen Eignung des Sachverständigen, kann die Frist von 5 Jahren 
unterschritten werden. 

(5)  Die öffentliche Bestellung erfolgt durch schriftlichen Bescheid (Be-
stellungsbescheid).

(6)  Die Tätigkeit des öffentlich bestellten Sachverständigen ist nicht 
auf den Bezirk der Handelskammer beschränkt.

§ 3 Bestellungsvoraussetzungen
(1)  Ein Sachverständiger ist auf Antrag öffentlich zu bestellen, wenn 

die nachfolgenden Voraussetzungen vorliegen. Für das beantragte 
Sachgebiet muss ein Bedarf an Sachverständigenleistungen be-
stehen. Die Sachgebiete und die Bestellungsvoraussetzungen für 
das einzelne Sachgebiet werden durch die Handelskammer be-
stimmt.

(2)  Voraussetzung für die öffentliche Bestellung des Antragstellers ist, 
dass

 a)  er eine Niederlassung als Sachverständiger im Geltungsbe-
reich des Grundgesetzes unterhält;

 b) er über ausreichende Lebens- und Berufserfahrung verfügt;
 c) keine Bedenken gegen seine Eignung bestehen;
 d)  er erheblich über dem Durchschnitt liegende Fachkenntnisse, 

praktische Erfahrungen und die Fähigkeit, sowohl Gutachten 
zu erstatten als auch die in § 2 Abs. 2 genannten Leistungen zu 
erbringen, nachweist;

 e)  er über die zur Ausübung der Tätigkeit als öffentlich bestellter 
Sachverständiger erforderlichen Einrichtungen verfügt;

 f) er in geordneten wirtschaftlichen Verhältnissen lebt;
 g)  er die Gewähr für Unparteilichkeit und Unabhängigkeit so-

wie für die Einhaltung der Pflichten eines öffentlich bestellten 
Sachverständigen bietet;

 h)  er nachweist, dass er über einschlägige Kenntnisse des deut-
schen Rechts und die Fähigkeit zur verständlichen Erläuterung 
fachlicher Feststellungen und Bewertungen verfügt;

 i)  er über die erforderliche geistige und körperliche Leistungs-
fähigkeit entsprechend den Anforderungen des beantragten 
Sachgebiets verfügt. 

(3)  Ein Sachverständiger, der in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis 
steht, kann nur öffentlich bestellt werden, wenn er die Vorausset-
zungen des Abs. 2 erfüllt und zusätzlich nachweist, dass

 a)  sein Anstellungsvertrag den Erfordernissen des Abs. 2 Buchst.  
g) nicht entgegensteht, und dass er seine Sachverständigentä-
tigkeit persönlich ausüben kann;

 b)  er bei seiner Sachverständigentätigkeit im Einzelfall keinen 
fachlichen Weisungen unterliegt und seine Leistungen gemäß 
§ 13 als von ihm selbst erstellt kennzeichnen kann;

 c)  ihn sein Arbeitgeber im erforderlichen Umfang für die Sachver-
ständigentätigkeit freistellt.

§ 4 Bestellungsvoraussetzungen für Anträge 
nach § 36a GewO

(1)  Für die Anerkennung von Qualifikationen des Antragstellers 
aus einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum gelten die Voraussetzungen von § 36a Abs. 
1 und 2 GewO.

(2) Im Übrigen gelten § 3 Abs. 2 und 3.
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II.  Verfahren der öffentlichen Bestellung 
und Vereidigung

§ 5 Zuständigkeit und Verfahren
(1)  Die Handelskammer ist zuständig, wenn die Niederlassung des 

Sachverständigen, die den Mittelpunkt seiner Sachverständigen-
tätigkeit im Geltungsbereich des Grundgesetzes bildet, im Kam-
merbezirk liegt. Die Zuständigkeit der Handelskammer endet, 
wenn der Sachverständige die Niederlassung nach Satz 1 nicht 
mehr im Kammerbezirk unterhält.

(2)  Über die öffentliche Bestellung entscheidet die Handelskammer 
nach Anhörung der dafür bestehenden Ausschüsse und Gremien. 
Zur Überprüfung der gesetzlichen Voraussetzungen kann sie Re-
ferenzen einholen, sich vom Antragsteller erstattete Gutachten 
vorlegen lassen, Stellungnahmen fachkundiger Dritter abfragen, 
die Einschaltung eines Fachgremiums veranlassen und weitere Er-
kenntnisquellen nutzen.

(3)  Der Sachverständige erhält mit der öffentlichen Bestellung neben 
dem Bestellungsbescheid auch eine Bestellungsurkunde, den 
Rundstempel, den Ausweis, die Sachverständigenordnung und die 
dazu ergangenen Richtlinien. Bestellungsurkunde, Rundstempel 
und Ausweis bleiben Eigentum der Handelskammer.

§ 6 Zuständigkeit und Verfahren für Anträge 
nach § 36a GewO

(1)  Abweichend von § 5 Abs. 1 besteht für den Antrag eines Sachver-
ständigen aus einem anderen Mitgliedsstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum, der noch keine Niederlassung 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes unterhält, die Zuständig-
keit der Handelskammer bereits dann, wenn der Sachverständige 
beabsichtigt, die Niederlassung nach § 5 Abs. 1 S. 1 im Kammerbe-
zirk zu begründen. 

(2)  Für Verfahren von Antragstellern mit Qualifikationen aus einem 
anderen Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder einem an-
deren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum gelten die Regelungen in § 36a Abs. 3 und 4 GewO.

§ 7 Vereidigung
(1)  Der Sachverständige wird in der Weise vereidigt, dass der Präses 

oder ein Beauftragter der Handelskammer an ihn die Worte rich-
tet: „Sie schwören, dass Sie die Aufgaben eines öffentlich bestell-
ten und vereidigten Sachverständigen unabhängig, weisungsfrei, 
persönlich, gewissenhaft und unparteiisch erfüllen und die von 
Ihnen angeforderten Gutachten entsprechend nach bestem Wis-
sen und Gewissen erstatten werden“, und der Sachverständige 
hierauf die Worte spricht: „Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe“. 
Der Sachverständige soll bei der Eidesleistung die rechte Hand er-
heben. Über die Vereidigung ist eine Niederschrift zu fertigen, die 
auch vom Sachverständigen zu unterschreiben ist.

(2)  Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.
(3)  Gibt der Sachverständige an, dass er aus Glaubens- oder Gewis-

sensgründen keinen Eid leisten wolle, so hat er eine Bekräftigung 
abzugeben. Diese Bekräftigung steht dem Eid gleich; hierauf ist 
der Verpflichtete hinzuweisen. Die Bekräftigung wird in der Weise 
abgegeben, dass der Präses oder ein Beauftragter der Handels-
kammer die Worte vorspricht: „Sie bekräftigen im Bewusstsein Ih-
rer Verantwortung, dass Sie die Aufgaben eines öffentlich bestell-
ten und vereidigten Sachverständigen unabhängig, weisungsfrei, 
persönlich, gewissenhaft und unparteiisch erfüllen und die von Ih-

nen angeforderten Gutachten entsprechend nach bestem Wissen 
und Gewissen erstatten werden“ und der Sachverständige hierauf 
die Worte spricht: „Ich bekräftige es“.

(4)  Im Falle einer erneuten Bestellung oder einer Änderung oder Er-
weiterung des Sachgebiets einer bestehenden Bestellung genügt 
statt der Eidesleistung oder Bekräftigung die Bezugnahme auf 
den früher geleisteten Eid oder die früher geleistete Bekräftigung.

(5)  Die Vereidigung durch die Handelskammer ist eine allgemeine 
Vereidigung im Sinne von § 79 Abs. 3 Strafprozessordnung, § 410 
Abs. 2 Zivilprozessordnung.

§ 8 Bekanntmachung
Die Handelskammer veröffentlicht die öffentliche Bestellung und 
Vereidigung sowie die Kontaktdaten des Sachverständigen auf der 
Webseite www.svv.ihk.de für den Zeitraum der Bestellung. Eine zusätz-
liche Veröffentlichung in weiteren Medien ist zulässig. Name, Adresse, 
Kommunikationsmittel und Sachgebietsbezeichnung des Sachver-
ständigen können durch die Handelskammer oder einen von ihr be-
auftragten Dritten gespeichert und in Listen oder auf sonstigen Da-
tenträgern veröffentlicht und auf Anfrage jedermann zur Verfügung 
gestellt werden.

III.  Pflichten des öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen

§ 9 Unabhängige, weisungsfreie, gewissenhafte und 
unparteiische Aufgabenerfüllung

(1)  Der Sachverständige darf sich bei der Erbringung seiner Leistun-
gen keiner Einflussnahme aussetzen, die seine Vertrauenswürdig-
keit und die Glaubhaftigkeit seiner Aussagen gefährdet (Unab-
hängigkeit).

(2)  Der Sachverständige darf keine Verpflichtungen eingehen, die ge-
eignet sind, seine tatsächlichen Feststellungen und Beurteilungen 
zu verfälschen (Weisungsfreiheit).

(3)  Der Sachverständige hat seine Aufträge unter Berücksichtigung 
des aktuellen Standes von Wissenschaft, Technik und Erfahrung 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Sachverständigen zu erledi-
gen. Die tatsächlichen Grundlagen seiner fachlichen Beurteilun-
gen sind sorgfältig zu ermitteln und die Ergebnisse nachvollzieh-
bar zu begründen. Er hat in der Regel die von den Industrie- und 
Handelskammern herausgegebenen Mindestanforderungen an 
Gutachten und sonstigen von den Industrie- und Handelskam-
mern herausgegebenen Richtlinien zu beachten (Gewissenhaftig-
keit). 

(4)  Der Sachverständige hat bei der Erbringung seiner Leistung stets 
darauf zu achten, dass er sich nicht der Besorgnis der Befangen-
heit aussetzt. Er hat bei der Vorbereitung und Erarbeitung seines 
Gutachtens strikte Neutralität zu wahren, muss die gestellten Fra-
gen objektiv und unvoreingenommen beantworten (Unparteilich-
keit).

 Insbesondere darf der Sachverständige nicht
 –  Gutachten in eigener Sache oder für Objekte und Leistungen 

seines Dienstherren oder Arbeitgebers erstatten.
 –  Gegenstände erwerben oder zum Erwerb vermitteln, eine 

Sanierung oder Regulierung der Objekte durchführen, über 
die er ein Gutachten erstellt hat, es sei denn, er erhält den 
entsprechenden Folgeauftrag nach Beendigung des Gut-
achtenauftrags und seine Glaubwürdigkeit wird durch 
die Übernahme dieser Tätigkeiten nicht infrage gestellt. 
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§ 10 Persönliche Aufgabenerfüllung und 
Beschäftigung von Hilfskräften

(1)  Der Sachverständige hat die von ihm angeforderten Leistungen 
unter Anwendung der ihm zuerkannten Sachkunde in eigener Per-
son zu erbringen (persönliche Aufgabenerfüllung).

(2)  Der Sachverständige darf Hilfskräfte nur zur Vorbereitung sei-
ner Leistung und nur insoweit beschäftigen, als er ihre Mitarbeit 
ordnungsgemäß überwachen kann; der Umfang der Tätigkeit der 
Hilfskraft ist kenntlich zu machen, soweit es sich nicht um Hilfs-
dienste von untergeordneter Bedeutung handelt.

(3)  Hilfskraft ist, wer den Sachverständigen bei der Erbringung seiner 
Leistung nach dessen Weisungen auf dem Sachgebiet unterstützt.

§ 11 Verpflichtung zur Gutachtenerstattung
(1)  Der Sachverständige ist zur Erstattung von Gutachten für Gerichte 

und Verwaltungsbehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Vor-
schriften verpflichtet.

(2)  Der Sachverständige ist zur Erstattung von Gutachten und zur Er-
bringung sonstiger Leistungen i.S.v. § 2 Absatz 2 auch gegenüber 
anderen Auftraggebern verpflichtet. Er kann jedoch die Übernah-
me eines Auftrags verweigern, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; 
die Ablehnung des Auftrags ist dem Auftraggeber unverzüglich zu 
erklären.

§ 12 Form der Gutachtenerstattung; 
gemeinschaftliche Leistungen

(1)  Soweit der Sachverständige mit seinem Auftraggeber keine ande-
re Form vereinbart hat, erbringt er seine Leistungen in Schriftform 
oder in elektronischer Form. Erbringt er sie in elektronischer Form, 
trägt er für eine der Schriftform gleichwertige Fälschungssicher-
heit Sorge.

(2)  Erbringen Sachverständige eine Leistung gemeinsam, muss zwei-
felsfrei erkennbar sein, welcher Sachverständige für welche Teile 
verantwortlich ist. Leistungen in schriftlicher oder elektronischer 
Form müssen von allen beteiligten Sachverständigen unterschrie-
ben oder elektronisch gekennzeichnet werden. § 13 gilt entspre-
chend.

(3)  Übernimmt ein Sachverständiger Leistungen Dritter, muss er dar-
auf hinweisen.

§ 13 Bezeichnung als „öffentlich bestellter und 
vereidigter Sachverständiger“

(1)  Der Sachverständige hat bei Leistungen im Sinne von § 2 Abs. 2 in 
schriftlicher oder elektronischer Form auf dem Sachgebiet, für das 
er öffentlich bestellt ist, die Bezeichnung „von der Handelskam-
mer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven öffentlich bestell-
ter und vereidigter Sachverständiger für ...“ zu führen und seinen 
Rundstempel zu verwenden. Wurde der Sachverständige von einer 
anderen Bestellungskörperschaft bestellt, so verwendet er seinen 
abweichenden Tenor und weist gleichzeitig auf die Zuständigkeit 
dieser Kammer hin. 

(2)  Unter die in Absatz 1 genannten Leistungen soll der Sachverständi-
ge nur seine Unterschrift und seinen Rundstempel setzen. Im Fall 
der elektronischen Übermittlung ist die qualifizierte elektronische 
Signatur oder ein funktionsäquivalentes Verfahren zu verwenden.

(3)  Bei Sachverständigenleistungen auf anderen Sachgebieten darf 
der Sachverständige nicht in wettbewerbswidriger Weise auf sei-
ne öffentliche Bestellung hinweisen oder hinweisen lassen.

§ 14 Aufzeichnungs- und 
Aufbewahrungspflichten

(1)  Der Sachverständige hat über jede von ihm angeforderte Leistung 
Aufzeichnungen zu machen. Aus diesen müssen ersichtlich sein:

 a) der Name des Auftraggebers,
 b) der Tag, an dem der Auftrag erteilt worden ist,
 c) der Gegenstand des Auftrags und
 d)  der Tag, an dem die Leistung erbracht oder die Gründe, aus 

denen sie nicht erbracht worden ist.
(2) Der Sachverständige ist verpflichtet, 
 a) die Aufzeichnungen nach Abs.1
 b)  ein vollständiges Exemplar des Gutachtens oder eines entspre-

chenden Ergebnisnachweises einer sonstigen Leistung nach  
§ 2 Abs. 2 und

 c)  die sonstigen schriftlichen Unterlagen, die sich auf seine Tätig-
keit als Sachverständiger beziehen,

 mindestens 10 Jahre lang aufzubewahren.
  Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalender-

jahres, in dem die Aufzeichnungen zu machen oder die Unterlagen 
entstanden sind. 

(3)  Werden die Dokumente gemäß Abs. 2 auf Datenträgern gespei-
chert, muss der Sachverständige sicherstellen, dass die Daten 
während der Dauer der Aufbewahrungsfrist verfügbar sind und 
jederzeit innerhalb angemessener Frist lesbar gemacht werden 
können. Er muss weiterhin sicherstellen, dass die Daten sämtlicher 
Unterlagen nach Abs. 2 nicht nachträglich geändert werden kön-
nen. 

§ 15 Haftungsausschluss; Haftpflichtversicherung
(1)  Der Sachverständige darf seine Haftung für Vorsatz und grobe 

Fahrlässigkeit nicht ausschließen oder beschränken.
(2)  Der Sachverständige soll eine Haftpflichtversicherung in ange-

messener Höhe abschließen und während der Zeit der Bestellung 
aufrechterhalten. Er soll sie in regelmäßigen Abständen auf Ange-
messenheit überprüfen.

§ 16 Schweigepflicht
(1)  Dem Sachverständigen ist untersagt, bei der Ausübung seiner 

Tätigkeit erlangte Kenntnisse Dritten unbefugt mitzuteilen oder 
zum Schaden anderer oder zu seinem oder zum Nutzen anderer 
unbefugt zu verwerten.

(2)  Der Sachverständige hat seine Mitarbeiter zur Beachtung der 
Schweigepflicht zu verpflichten.

(3)  Die Schweigepflicht des Sachverständigen erstreckt sich nicht auf 
die Anzeige- und Auskunftspflichten nach §§ 19 und 20.

(4)  Die Schweigepflicht des Sachverständigen besteht über die Been-
digung des Auftragsverhältnisses hinaus. Sie gilt auch für die Zeit 
nach dem Erlöschen der öffentlichen Bestellung.

§ 17 Fortbildungspflicht und 
Erfahrungsaustausch

Der Sachverständige hat sich auf dem Sachgebiet, für das er öffentlich 
bestellt und vereidigt ist, im erforderlichen Umfang fortzubilden und 
den notwendigen Erfahrungsaustausch zu pflegen. Er hat der Han-
delskammer regelmäßig geeignete Nachweise darüber vorzulegen. 

§ 18 Werbung
Die Werbung des öffentlich bestellten und vereidigten Sachverstän-
digen muss seiner besonderen Stellung und Verantwortung gerecht 
werden.
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§ 19 Anzeigepflichten
Der Sachverständige hat der Handelskammer unverzüglich anzuzei-
gen:
a)  die Änderung seiner nach § 5 Abs. 1 S. 1 die örtliche Zuständigkeit 

begründenden Niederlassung und die Änderung seines Wohnsit-
zes;

b)  die Errichtung und tatsächliche Inbetriebnahme oder Schließung 
einer Niederlassung;

c)  die Änderung seiner oder die Aufnahme einer weiteren berufli-
chen oder gewerblichen Tätigkeit, insbesondere den Eintritt in ein 
Arbeits- oder Dienstverhältnis;

d)  die voraussichtlich länger als drei Monate dauernde Verhinderung 
an oder Einschränkung bei der Ausübung seiner Tätigkeit als Sach-
verständiger, insbesondere auch aufgrund einer Beeinträchtigung 
seiner körperlichen oder geistigen Leistungsfähigkeit;

e)  den Verlust der Bestellungsurkunde, des Ausweises oder des 
Rundstempels;

f)  die Leistung der Vermögensauskunft gemäß § 802 c Zivilprozess-
ordnung und den Erlass eines Haftbefehls zur Erzwingung der Ab-
gabe der Vermögensauskunft gemäß § 802 g Zivilprozessordnung;

g)  die Stellung des Antrages auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
über sein Vermögen oder das Vermögen einer Gesellschaft, deren 
Vorstand, Geschäftsführer oder Gesellschafter er ist, die Eröffnung 
eines solchen Verfahrens und die Abweisung der Eröffnung des In-
solvenzverfahrens mangels Masse;

h)  den Erlass eines Haft- oder Unterbringungsbefehls, die Erhebung 
der öffentlichen Klage und den Ausgang des Verfahrens in Straf-
verfahren, wenn der Tatvorwurf auf eine Verletzung von Pflichten 
schließen lässt, die bei der Ausübung der Sachverständigentätig-
keit zu beachten sind, oder er in anderer Weise geeignet ist, Zwei-
fel an der persönlichen Eignung oder besonderen Sachkunde des 
Sachverständigen hervorzurufen.

i)  die Gründung von Zusammenschlüssen nach § 21 oder den Eintritt 
in einen solchen Zusammenschluss.

§ 20 Auskunftspflichten, Überlassung 
von Unterlagen

(1)  Der Sachverständige hat auf Verlangen der Handelskammer 
die zur Überwachung seiner Tätigkeit und der Einhaltung seiner 
Pflichten sowie zur Prüfung seiner Eignung erforderlichen münd-
lichen oder schriftlichen Auskünfte innerhalb der gesetzten Frist 
und unentgeltlich zu erteilen und angeforderte Unterlagen vor-
zulegen. Er kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, de-
ren Beantwortung ihn selbst oder einen seiner Angehörigen (§ 52 
Strafprozessordnung) der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder 
eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
aussetzen würde.

(2)  Der Sachverständige hat auf Verlangen der Handelskammer die 
aufbewahrungspflichtigen Unterlagen (§14) in deren Räumen vor-
zulegen und angemessene Zeit zu überlassen.

§ 21 Zusammenschlüsse
Der Sachverständige darf sich zur Ausübung seiner Sachverständigen-
tätigkeit mit anderen Personen in jeder Rechtsform zusammenschlie-
ßen. Dabei hat er darauf zu achten, dass seine Glaubwürdigkeit, sein 
Ansehen in der Öffentlichkeit und die Einhaltung seiner Pflichten nach 
dieser Sachverständigenordnung gewährleistet sind.

IV.  Erlöschen der öffentlichen Bestellung

§ 22 Erlöschen der öffentlichen Bestellung
(1) Die öffentliche Bestellung erlischt, wenn
  a)  der Sachverständige gegenüber der Handelskammer erklärt, 

dass er nicht mehr als öffentlich bestellter und vereidigter 
Sachverständiger tätig sein will;

 b)  der Sachverständige keine Niederlassung mehr im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes unterhält;

 c)  die Zeit, für die der Sachverständige öffentlich bestellt ist, ab-
läuft;

 d)  die Handelskammer die öffentliche Bestellung zurücknimmt 
oder widerruft.

(2)  Die Handelskammer löscht Namen und Kontaktdaten des Sach-
verständigen von der Webseite www.svv.ihk.de und ggf. von wei-
teren elektronischen Medien, sobald die öffentliche Bestellung 
erloschen ist.

§ 23 Rücknahme; Widerruf
Rücknahme und Widerruf der öffentlichen Bestellung richten sich nach 
den Bestimmungen des Bremischen Verwaltungsverfahrensgesetzes.

§ 24 Rückgabepflicht von Bestellungsurkunde, 
Ausweis und Rundstempel

Der Sachverständige hat nach Erlöschen der öffentlichen Bestellung 
der Handelskammer Bestellungsurkunde, Ausweis und Rundstempel 
zurückzugeben. 

V.  Vorschriften über die öffentliche Bestellung
und Vereidigung sonstiger Personen

§ 25 Entsprechende Anwendung
Diese Vorschriften sind entsprechend auf die öffentliche Bestellung 
und Vereidigung von besonders geeigneten Personen anzuwenden, 
die auf den Gebieten der Wirtschaft
a)  bestimmte Tatsachen in Bezug auf Sachen, insbesondere die Be-

schaffenheit, Menge, Gewicht oder richtige Verpackung von Wa-
ren feststellen oder

b)  die ordnungsmäßige Vornahme bestimmter Tätigkeiten überprü-
fen,

soweit hierfür nicht besondere Vorschriften erlassen worden sind.

§ 26 Inkrafttreten
Diese Sachverständigenordnung tritt am Tag nach Ablauf des Tages 
in Kraft, an dem das Mitteilungsblatt der Handelskammer, in dem sie 
entsprechend der Satzung der Handelskammer veröffentlicht wird, 
herausgegeben worden ist. Die Sachverständigenordnung vom 29. Fe-
bruar 2016 tritt damit außer Kraft. 

Bremen, den 13. März 2023

Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven 
gez.
Eduard Dubbers-Albrecht (Präses)
Dr. Matthias Fonger (Hauptgeschäftsführer und I. Syndicus)
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We are where you are

Bremen
Burgas
Busan

Themen der
Plenarsitzung in Bremen am  
13. Februar 2023 
waren unter anderem diese: 

•   Aktuelles
•   Jahresbericht 2022
•   Benennungen für den DIHK-Ausschuss Bau-  

und Immobilienwirtschaft

Präses Eduard Dubbers-Albrecht berichtete über den ak-
tuellen Sachstand zur Ausbildungsumlage. In diesem Zu-
sammenhang informierte Julian Beckh (Sprecher der 
Wirtschaftsjunioren Bremen) über die von den Wirtschafts-
junioren federführend organisierte Initiative einer Petition 
gegen die Ausbildungsumlage. 

Präses Eduard Dubbers-Albrecht informierte über die 
aktuellen Entwicklungen zum Hinweisgeberschutzgesetz. 
Der Bundesrat hat am 10. Februar 2023 dem Hinweisgeber-
schutzgesetz die für den Abschluss des Gesetzgebungsver-

fahrens notwendige Zustimmung verweigert; insofern ist 
das Gesetzgebungsverfahren zunächst gestoppt worden.

Präses Eduard Dubbers-Albrecht erläuterte, dass mit 
dem Jahresbericht 2022 die Handelskammer Bremen präg-
nant und informativ die Tätigkeiten der Kammer des ver-
gangenen Jahres darstellt. Der Jahresbericht arbeitet mit 
kurzen Texten und anschaulichem Grafik- und Bildmate-
rial, das die Leistungen der Handelskammer für die Wirt-
schaftsstandorte Bremen und Bremerhaven dokumentiert. 
Das Plenum stimmte dem vorgelegten Entwurf des Jahres-
berichtes der Handelskammer Bremen 2022 einstimmig 
zu.

Präses Eduard Dubbers-Albrecht informierte, dass 
die Vollversammlung der Deutschen Industrie- und Han-
delskammer (DIHK) am 24. Januar 2023 die Einrichtung  
eines DIHK Bau- und 
Immo bilienausschusses 
be schlos sen hat. Dieser 
soll sich mit Themen wie 
beispielsweise Baurecht, 

Baukosten, Energieverbrauch und Klimaschutz im Gebäu-
desektor sowie Vermietung und Verwaltung von Immobi-
lien befassen. Darüber hinaus soll er baupolitische Positio-
nierungen der DIHK gegenüber der Politik vorbereiten. Der 
Handelskammer Bremen stehen insgesamt drei Sitze in 
diesem Gremium zu. Das Plenum stimmte der Benennung 
von Marco Bremermann, Lars Wübben und Olaf Orb für 
den DIHK-Ausschuss Bau- und Immobilienwirtschaft ein-
stimmig – bei Enthaltung eines Betroffenen – zu.

Dr. Matthias Fonger berichtete über die neue Deutsche 
Industrie- und Handelskammer (DIHK), die nach dem mo-
difizierten IHK-Gesetz zum 1. Januar 2023 gebildet wurde 
und zu der am 24. Januar 2023 eine Gründungsvollver-
sammlung mit der Wahl des Präsidenten und des neuen 
Präsidiums stattfand. 

Nicola Illing (Geschäftsführerin der Metropolregion 
Bremen-Oldenburg im Nordwesten e.V.) sprach über die 

Zukunftsstrategie der Metropolregion Nordwest. Zu-
nächst stellte sie die Mitgliederstruktur dar. Sowohl der 
Vorstand als auch die Mitgliederversammlung sind pari-
tätisch mit Vertreterinnen und Vertretern aus Wirtschaft 
und Verwaltung besetzt. Die Metropolregion steht für die 
Unterstützung und Förderung regionaler Aktivitäten zur 
Erhöhung der regionalen Sichtbarkeit, der Wettbewerbs- 
und Zukunftsfähigkeit sowie der Lebensqualität, für die 
länderübergreifende regionale Zusammenarbeit und für 
Vernetzung. Neben der Vorstellung der neuen Förderricht-
linie berichtete sie von Aktivitäten der Metropolregion 
(u.a. NordWest Awards und Aktivitäten rund um die Was-
serstofftage Nordwest). Peter Hoffmeyer (1. Vorsitzender) 
führte aus, dass die gesamte Metropolregion und deren 
Veranstaltungen eine Plattform für Wissenstransforma-
tion darstellen. Seit 2022 haben Nicola Illing und er alle 
Mitglieder (11 Landkreise, fünf kreisfreie Städte, drei IHKs) 

Die 79 deutschen Industrie- und Handelskammern 
(IHKs) haben am 24. Januar in einer Vollversamm-
lung die Transformation des DIHK e.V. von einem pri-
vatrechtlichen Verein in die DIHK als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts abgeschlossen. Dabei wählten sie 
den Präsidenten der IHK Trier, Peter Adrian, zum ersten 
Präsidenten der Deutschen Industrie- und Handels-
kammer. Der 65-Jährige war seit März 2021 bereits Prä-
sident des DIHK.

Der Rechtsformwechsel wurde auch beim Plenum 
der Handelskammer Bremen am 13. Februar themati-
siert. Die IHKs und Handelskammern sind nun gesetz-
liche Mitglieder der neuen DIHK. Sie hat die Aufgabe, 
das Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft auf 

nationaler, europäischer 
und internationaler Ebe-
ne wahrzunehmen. Sie 
koordiniert auch das 
Netz der Auslandshan-
delskammern, Delegier-
tenbüros und Repräsen-
tanzen als Instrument der Außenwirtschaftsförderung. 
Darüber hinaus unterstützt sie die Zusammenarbeit 
der Industrie- und Handelskammern bei der Wahrneh-
mung ihrer gesetzlichen Aufgaben.

  www.handelskammer-magazin.de/ 
dihk-rechtsform

DIHK-Vollversammlung vollendet Rechtsformwechsel

Peter Adrian wurde als Präsident 
an der DIHK-Spitze bestätigt. 

http://www.handelskammer-magazin.de
https://handelskammer-magazin.de/dihk-rechtsform
https://handelskammer-magazin.de/dihk-rechtsform
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besucht, um in Erfahrung zu bringen, wie die Erwartungs-
haltung an die Metropolregion sei. Hierbei stellte sich he-
raus, dass neben der Energietransformation die Flächen-
konkurrenz ein wichtiges Thema sei. Eines der wichtigsten 
Instrumente der Metropolregion besteht darin, ein breites 
Netzwerk und Aufmerksamkeiten zu schaffen. Mit dem 

Themen der
Plenarsitzung in Bremen am  
13. März 2023 
waren unter anderem diese: 

•   Aktuelles
•   Ausbildungsabgabe
•   Standortumfrage
•   Positionen zur Bürgerschaftswahl
•   Änderung der Sachverständigenordnung der Handels-

kammer Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven
•   Benennung von Mitgliedern für den Verwaltungsrat der 

Hermann-Leverenz-Stiftung. 

Präses Dubbers-Albrecht informierte über die am 13. März 
2023 durch den Aufsichtsrat der Warenhaus-Kette Galeria 
Karstadt Kaufhof beschlossene Schließung von insgesamt 
52 Filialen, von der auch der Bremer Standort in der Obern-
straße betroffen ist.

Michael Zeimet stellte die bundesweite IHK-Ausbil-
dungskampagne der DIHK vor. Ziel sei es, junge Menschen 
für die duale Ausbildung zu begeistern, die duale Ausbil-
dung noch attraktiver zu gestalten und Karrierechancen zu 
präsentieren. Die Ausbildungskampagne hat am 9. März 
2023 begonnen. Unter dem Hashtag #könnenlernen kön-
nen die Erfahrungen und Erlebnisse echter Azubis unter 
tiktok.com/@die.azubis verfolgt werden.

Präses Dubbers-Albrecht berichtete über den aktuellen 
Sachstand zur Ausbildungsabgabe. In diesem Zusammen-
hang informierte auch Julian Beckh (Past-Speaker der Wirt-

4. Schulen und Kinderbetreuung
5. Breitbandversorgung
6. Lokales Straßennetz 
7. Niveau kommunaler Steuern, Gebühren und Abgaben
8. Verfügbarkeit von Fach- und Arbeitskräften (Gesamtkategorie) 
9. Wohnraumangebot
10. Image der Städte

Dr. Matthias Fonger stellte das Forderungspapier „Freiheit, Bildung, Innovation, 
Pragmatismus – Was die Unternehmen im Land für die nächste Legislaturperio-
de erwarten“ vor. Grundlage des Forderungspapiers ist die Standortumfrage der 
Handelskammer Bremen. Diese umfassende Erhebung hat konkrete Handlungs-
bedarfe für die beiden Wirtschaftsstandorte aufgezeigt. Das Plenum stimmte 
dem Positionspapier „Freiheit, Bildung, Innovation, Pragmatismus“ einstimmig 
zu.

Karlheinz Heidemeyer erläuterte die vorgeschlagenen Änderungen der Sach-
verständigenordnung der Handelskammer Bremen – IHK für Bremen und Bre-
merhaven. Maßgebliche Änderung ist die nunmehr geltende bundesweite und 
lückenlose Veröffentlichungspflicht der Namen der Sachverständigen unter 
www.svv.ihk.de. Das Plenum stimmte der Änderung der Sachverständigenord-
nung einstimmig zu.

Präses Dubbers-Albrecht informierte, dass die Hermann-Leverenz-Stiftung 
die duale Ausbildung junger Bremer und Bremerhavener Kaufleute fördert und 
dass die aktuelle Amtsperiode des Verwaltungsrats der Stiftung zum 31. Mai 2023 
ausläuft. Das Plenum stimmte der Wiederbenennung von André Grobien, Ste-
phanie Silber, Stefan Storch, Wolfgang Vogt-Jordan und Michael Zeimet einstim-
mig bei gleichzeitiger Enthaltung des anwesenden Betroffenen zu. 

Zahlreiche Unternehmerinnen und 
Unternehmer beteiligen sich aktiv 
an Aktionen gegen die Ausbildungs-
abgabe.

Thema Energietransformation („Come to where the power  
is“) kann auf die Gesamtregion aufmerksam gemacht 
werden, um als Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort 
attraktiver zu werden und langfristig auch dem Fachkräf-
temangel entgegenzuwirken.

 Aus dem Plenum

schaftsjunioren Bremen) über das von den Wirtschaftsju-
nioren federführend organisierte Aktionsbündnis gegen 
die Ausbildungsumlage. Das Plenum stimmte einstimmig 
zu, dass alle rechtlichen Möglichkeiten zur Überprüfung 
des Gesetzentwurfs oder des beschlossenen Gesetzes zur 
Einrichtung eines Ausbildungsunterstützungsfonds aus-
geschöpft und die dazu notwendigen Maßnahmen er-
griffen werden können. Die Zustimmung des Plenums 
umfasste auch einen Normenkontrollantrag beim Staats-
gerichtshof in Bremen, eine Verfassungsbeschwerde vor 
dem Bundesverfassungsgericht sowie alle Prozessschritte 
auf dem Verwaltungsrechtsweg oder vor dem Bundesver-
waltungsgericht. Die Vornahme rechtlicher Schritte gegen 
den Ausbildungsfonds kann gegebenenfalls gemeinsam 
mit anderen Kammern und Verbänden erfolgen. 

Olaf Orb informierte über die Ergebnisse der Unterneh-
mensbefragung zur Attraktivität der Wirtschaftsstandorte 
Bremen und Bremerhaven. Insgesamt haben 888 Personen 
an der Umfrage teilgenommen. Als Unternehmensstand-
ort erhält das Land Bremen von den Befragten die Schul-
note 3,0, die Zufriedenheit ist damit im Gegensatz zur 
letzten Umfrage im Jahr 2019 (2,9) gesunken. Folgende 
Handlungsfelder mit besonders großem Handlungsbedarf 
wurden im Rahmen der Standortumfrage für das Land Bre-
men identifiziert:

1. Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 
2.  Leistungsfähigkeit der öffentlichen Verwaltung 

(Gesamt kategorie) 
3.  Innenstädte, Einzelhandels- und Dienstleistungs-

angebote

„Wir bilden aus, um den Fortbestand unseres Handwerks 
 mit Fachkräften zu sichern. Eine staatliche Ausbildungs- 
 abgabe hilft uns nicht, junge Menschen für eine Ausbil- 
 dung im Handwerk zu begeistern.“
Svenja Genuttis-Wiebalck -  
H. Genuttis Sanitär- und Heizungstechnik GmbH

„Das Hotel Haverkamp bildet seit Jahrzehnten junge 
 Menschen aus. Für unsere Zukunft tun wir das gerne. 
 Dazu brauchen wir weder eine Zwangsabgabe noch  
 mehr Bürokratie.“
Martin Seiffert - Hotel Haverkamp, Seiffert GmbH

„Wir brauchen keine zusätzliche Bürokratie, um junge 
 Menschen erfolgreich auszubilden. Das machen wir 
 schon seit über 100 Jahren. Auch ohne Ausbildungs- 
 abgabe.“

Carsten Gernhoff -  
E+A ELEKTROTECHNIK und AGGREGATEBAU Betriebs-
gesellschaft mbH GmbH

„Wir brauchen ein Bildungssystem, das stetiges Lernen 
 fördert. Das ist auch nach einer Ausbildung im Berufs- 
 alltag ständig erforderlich, um mit digitalen und tech- 
 nischen Entwicklungen mitzuhalten. Da hilft eine Aus- 
 bildungsabgabe wirklich nicht!“

Janet Markus - LD7 GmbH

„Wir bilden mit Leidenschaft aus! Wir haben die Herausfor- 
	 derung,	überhaupt	Bewerber	zu	finden.	Ich	bin	der	Mei- 
 nung, es geht nur gemeinsam und nicht gegeneinander.“
Lene Siemer - Backstube - Backen mit Leidenschaft GmbH  

Jetzt Petition unterschreiben! 
nein-zur-ausbildungsabgabe.de
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Von der Vision  

    zum Projekt.

3000
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Das individuelle Bau-System
  Entwurf und Planung
  Festpreis
  Fixtermin
  50 Jahre Erfahrung
  Alles aus einer Hand 

Wir beraten Sie gern persönlich.
Dipl.-Ing. Fr. Bartram GmbH & Co. KG
Ziegeleistraße · 24594 Hohenwestedt

Tel. +49 (0) 4871 778-0
Fax +49 (0) 4871 778-105
info@bartram-bausystem.de

MITGLIED GÜTEGEMEINSCHAFT BETON

im Industrie- und Gewerbebau

WWW.BARTRAM-BAUSYSTEM.DE

über

BBS_AZ_2022_08569_IHK_SH_58x185_RZ_2022-09-06_AS.indd   1BBS_AZ_2022_08569_IHK_SH_58x185_RZ_2022-09-06_AS.indd   106.09.22   12:1506.09.22   12:15

http://www.handelskammer-magazin.de
http://tiktok.com/
http://www.svv.ihk.de
http://bartram-bausystem.de


57www.handelskammer-magazin.de · Ausgabe 2 / April 2023wirtschaft in Bremen und Bremerhaven · Ausgabe 2 / April 202356

M A G A Z I NP L E N U M

 Aus den Ausschüssen

Ausschuss für IT, Design und Medien,  
24. Januar
Der Ausschuss diskutierte über den Wandel der Arbeits-
welt. Dabei standen die Herausforderungen und Perspek-
tiven im Mittelpunkt, die sich während der Corona-Pan-
demie in den Unternehmen ergeben haben. Knut Bensen, 
Netzwerkpartner der Orbitak AG, lieferte einen ersten In-
put und diskutierte mit den Ausschussmitgliedern über 
unterschiedliche Varianten des Arbeitens – z.B. mobil, hy-
brid oder multiple Arbeitszeitmodelle. Im Fokus standen 
die Veränderungen aus der Sicht der Mitarbeitenden sowie 
aus Sicht der Unternehmerinnen und Unternehmer. Wich-
tig war auch der Austausch über Aspekte wie den gefühl-
ten „Homeoffice-Besitzstand“ von Mitarbeitenden einer-
seits und die Absicherung der sozialen Bindung oder des 
Know-how-Transfers innerhalb des Unternehmens ande-
rerseits.

Kontakt: 
Dr. Stefan Offenhäuser, 0421/3937-245
 offenhaeuser@handelskammer-bremen.de

Nahrungs- und Genussmittelausschuss,  
28. Februar
Sonja Pannenbecker von der Verbraucherzentrale infor-
mierte über aktuelle Themen aus dem Lebensmittelbe-
reich, beispielsweise gesunde Ernährung, Kennzeichnun-

gen, Nahrungsergänzungsmittel und die Vermeidung von 
Lebensmittelabfällen. Anschließend entfaltete sich eine 
Diskussion über das Anprangern einzelner Lebensmittel-
hersteller durch TV-Verbrauchermagazine. Ausschussmit-
glieder boten der Verbraucherzentrale an, die Expertise 
des Ausschusses zu nutzen und einen regelmäßigen Dia-
log zu führen. Im Anschluss stellte Geschäftsführer Florian  
Berendt das Unternehmen Entosus vor, das Grillen als Le-
bensmittel züchtet und verarbeitet. Hintergrund ist der 
weltweit steigende Fleischkonsum, der mit erheblichem 
Wasserverbrauch und CO2-Ausstoß einhergeht. Die an-
schließende Diskussion zeigte, dass großes Interesse an 
Grillen als Nahrungsmittel besteht.

Kontakt:
Dr. Frank Thoss, Tel. 0421 3637-360
thoss@handelskammer-bremen.de

Außenwirtschaftsausschuss, 14. März
Schwere Kost für den Außenwirtschaftsausschuss: Auf 
der Agenda stand zum einen die wissenschaftliche Aus-
wertung von Datenerhebungen zur Importabhängigkeit 
der Wirtschaft von China. Betrachtet wurde dabei u.a. die 
Bedeutung von aus China bezogenen Vorleistungsgütern 
für die deutsche Industrie und die grundsätzliche Frage, 
ob es im Zuge der Diversifizierung von Lieferketten über-
haupt möglich sei, produktionsrelevante Teile zu subs-

tituieren – Teile von zumeist geringem Warenwert, aber 
größtmöglicher Bedeutung. Anschließend stellte Ela Lou-
ise Kruse, Referentin im Brüsseler Büro der IHK Nord, die 
Handelspolitik der EU unter der Überschrift einer „offe-
nen strategischen Autonomie“ vor und was dessen An-
satz, auf höhere Resilienz statt Effizienz zu setzen, für 
die Unternehmenspraxis kleiner und mittelständischer 
Betriebe bedeuten könne. 

Kontakt:
Volkmar Herr, Tel. 0421 3637-240
herr@handelskammer-bremen.de

Berufsbildungsausschuss, 15. März
Silke Klegin, Vorsitzende des Berufsbildungsausschusses, 
und Handelskammer-Geschäftsführer Michael Zeimet 
führten in die Hintergründe des geplanten Ausbildungs-
fonds in Bremen ein. Die Mitglieder diskutierten über den 
Sinn und Zweck eines Fonds in Zeiten des Fachkräfteman-
gels und fehlender Auszubildenden. Um für die duale Aus-
bildung zu werben, starteten die Industrie- und Handels-
kammern am 9. März eine bundesweite Azubi-Kampagne, 
die auf drei Jahre angelegt ist: Azubis geben Schülerinnen 
und Schülern einen authentischen Einblick in ihren Aus-
bildungsalltag und ihr Leben – verbunden mit Tipps und 
Tricks aus dem Alltag. Michael Zeimet präsentierte darüber 

hinaus den IHK-Ausbildungshaushalt mit seinen Ist- und 
Planzahlen 2021/2022.

Kontakt: 
Michael Zeimet, Telefon 0421 3637-280
zeimet@handelskammer-bremen.de

Ausschuss für Mittelstand, 15. März
Der Ausschuss fokussierte sich auf das Thema Fachkräf-
te und New Work. Frank Schomburg, Geschäftsführer der 
Nextpractice GmbH, referierte über den Wandel der Ar-
beits- und Führungskultur. Im selben Maße, wie Strukturen 
erodieren und Arbeitsmentalitäten sich ausdifferenzieren, 
müssten sich auch Unternehmen und Führungsstile wan-
deln, betonte er. Die veränderten Anforderungen seien je-
doch keine Generationenfrage, sondern ein gesellschaftli-
cher Trend. Im Anschluss informierte Rena Fehre vom RKW 
Bremen über New Work in der Praxis und Unterstützungs-
angebote für Unternehmen. Der Ausschuss war sich einig, 
dass die Fachkräftefrage differenziert zu betrachten sei 
und sich nicht mit einzelnen Vorgaben wie einer Ausbil-
dungsabgabe lösen lasse.

Kontakt:
Dr. Frank Thoss, Tel. 0421 3637-360
thoss@handelskammer-bremen.de

Design - Bau - Service

  Immobilien
mit System

GOLDBECK   Niederlassung Bremen  
Kaspar-Faber-Straße 2a, 28355 Bremen
Tel. +49 421 27658-0, bremen@goldbeck.de 

building excellence 
goldbeck.de

Der Außenwirtschaftsausschuss am 14. März
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triebsalltag. „Wichtig ist, dass nur der oder die Auszu-
bildende den Antrag auf AsA stellen kann“, macht Bru-
notte deutlich. „Die Betriebe können die Informationen 
dazu weitergeben, aber funktionieren kann das Ganze 
letztlich nur, wenn der Jugendliche die Unterstützung 
auch annehmen will.“

Der Einstieg ist jederzeit 
möglich, auch schon im Vor-
feld der Ausbildung wäh-
rend einer Einstiegsquali-
fizierung. „Manche nehmen 
das Angebot während der 
gesamten Ausbildungszeit 
in Anspruch“, erläutert Bru-
notte. „Andere sind nur für 
wenige Wochen dabei – zum 
Beispiel, wenn sie Prüfungs-
angst haben und gezielte 
Hilfe bei der Prüfungsvor-
bereitung brauchen.“ Die 
JBA-Repräsentantin ist über-
zeugt: Es ließen sich deutlich 
mehr Ausbildungsabbrüche 
verhindern, wenn die Assistierte Ausbildung in den Be-
trieben und bei ihren Auszubildenden bekannter wäre. 
„Das ist ein gutes Instrument, das schon vielen gehol-
fen hat“, betont sie.

Unterstützung schon auf dem Weg in die Ausbildung

Eine andere Zielgruppe hat die Aufsuchende Beratung: 
Sie richtet sich an junge Erwachsene bis zu einem Alter 
von 25 Jahren, die üblicherweise nicht mehr schulpflich-
tig sind und die bezüglich ihres Weges von der Schule 
in die Ausbildung und den Beruf Unterstützungsbedarf 
haben. Das zuständige Beratungsteam der JBA geht ge-
zielt auf diejenigen zu, die noch nicht (oder nicht mehr) 
an einem der regulären Beratungs- und Unterstüt-
zungssysteme teilnehmen oder die gefährdet sind, aus 
deren Strukturen herauszufallen. Im Fokus steht auch 
hier die individuelle Unterstützung, die unter anderem 
eine Stabilisierung der persönlichen Lebenslage sowie 
die Klärung beruflicher Perspektiven und Ziele umfasst.

Seit 2017 gibt es in Bremen außerdem die Aufsu-
chende Beratung für junge Geflüchtete, die seit De-
zember letztes Jahres auch in Bremerhaven mit einer 
Stelle besetzt ist. Das Team der JBA tauscht sich mit 
Schulen und Übergangswohnheimen aus und beglei-
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Wenn es Probleme rund um das Thema Ausbildung 
gibt, steht die Jugendberufsagentur (JBA) als An-
sprechpartnerin bereit: Das ist eine der Kernbot-
schaften, die JBA-Repräsentantin Carola Brunotte  
den Unternehmen im Land Bremen vermitteln 
möchte. Zwei wichtige Angebote zur Förderung 
Jugendlicher, die eine besondere Unterstützung 
benötigen, sind die Assistierte Ausbildung und die 
Aufsuchende Beratung.

Die Assistierte Ausbildung (AsA), früher „ausbildungs-
begleitende Hilfen“, richtet sich an junge Menschen, 
die bereits eine Ausbildung begonnen haben – dabei 
aber Gefahr laufen, sie nicht erfolgreich zum Abschluss 
zu bringen. „Anspruch auf AsA haben alle Auszubil-
denden, die ohne Unterstützung ihre Ausbildung viel-

Individuelle Hilfe bei der Ausbildung –  
und auf dem Weg dorthin

leicht nicht schaffen würden“, erläutert Carola Brunot-
te, Repräsentantin der Jugendberufsagentur. Dabei ist 
es egal, ob es um schlechte Noten in der Berufsschu-
le, Konflikte im Betrieb, familiäre Probleme oder zum 
Beispiel eine Schuldenproblematik geht: Dank unter-
schiedlicher Werkzeuge stellt das Programm individu-
elle Hilfe zur Verfügung.   

Bei Bedarf erhalten die Auszubildenden Stützunter-
richt zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefiziten 
und bekommen fachtheoretische Fertigkeiten vermit-
telt. Zur Stabilisierung der Berufsausbildung können 
neben Betriebsbesuchen durch die zuständige Be-
zugsperson des AsA-Trägers auch sozialpädagogische 
Fachkräfte hinzugezogen werden. Der Betrieb erhält 
auf Wunsch Hilfestellungen bei der Organisation und 
Durchführung der Ausbildung sowie Begleitung im Be-

Kontakte

Assistierte Ausbildung:
Katja Blank, Telefon 0421/178-2512
Sascha Schweitzer, Telefon 0421/178-1176,
Mail: Bremen.Team-151@arbeitsagentur.de 

Aufsuchende Beratung:
Heyo Hinrichs und Anja Mayer-Noack, Telefon 0421/361-12128,
(Bremen Mitte) und 0421/361-16129 (Bremen Nord)
Daniel Lüdemann und Imke Rehnelt-Buga, Telefon 0471/391987-47/-41,
(Bremerhaven)

Aufsuchende Beratung für junge Geflüchtete:
Bremen: Ramona Fischer, Telefon 0421/361-24176, 
Mail: ramona.fischer@drk-bremen.de
Bremerhaven: Lara Schaake, Telefon 0471/391987-48, 
Mail: lara.schaake@magistrat.bremerhaven.de 

Ausbildungsberatung der Handelskammer Bremen
Auch die Ausbildungsberaterinnen und -berater der Handelskammer  
Bremen – IHK für Bremen und Bremerhaven stehen Jugendlichen und 
Unternehmen gerne für die Beantwortung ihrer Fragen und für die  
Vermittlung der passenden Kontakte zur Verfügung:
Tel.: 0421 3637-320
Mail: ausbildung@handelskammer-bremen.de

Manche nehmen das Angebot während der gesamten  
Ausbildungszeit in Anspruch. Andere sind nur für wenige Wochen 
dabei – zum Beispiel, wenn sie Prüfungsangst haben und gezielte 
Hilfe bei der Prüfungsvorbereitung brauchen.
Carola Brunotte

»

tet Geflüchtete zwischen 15 und 25 Jahren – unabhän-
gig davon, ob sie schulpflichtig sind oder nicht, wie 
gut ihre Deutschkenntnisse sind und welchen Aufent-
haltsstatus sie haben. Im Fokus des Beratungsangebots 
stehen Informationen rund um die berufliche Orientie-

rung sowie die Unterstützung auf 
dem Weg in eine Einstiegsqualifi-
zierung oder Ausbildung. Auch bei 
der Suche nach Sprachkursen oder 
anderen Angeboten erhalten die 
jungen Menschen gezielte Hilfe. 
(AW)
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nur weiter, soweit ein Gesetz dies vorschreibt oder wir Ihre 
Einwilligung eingeholt haben. Die personenbezogenen 
Daten sind für die Lieferung Ihrer Ausgabe der „Wirtschaft
in Bremen und Bremerhaven“ erforderlich. Unsere Infor-
ma tionen zum Datenschutz nach Art. 13 und Art. 14 der EU-
DSGVO können Sie auf unserer Internetseite unter www. 
schuenemann-verlag.de einsehen oder unter der Telefon-
nummer 0421-36903-76 bzw. über info@schuenemann-
verlag.de anfordern.
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nexxt-change Unternehmensbörse
Sie suchen einen Betrieb, den Sie übernehmen kön-
nen, oder einen Nachfolger für Ihr Unternehmen? 
Unter www.nexxt-change.org werden Sie fündig.

www.nexxt-change.org

ecoFinder – die Umwelt-, Energie- und 
Arbeitsschutz-Datenbank der IHKs
Das „grüne Branchenbuch“ der IHK-Organisation 
bietet einen bundesweiten Überblick über Anbieter 
in der Umwelt-, Energie- und Abeitsschutzbranche.

Kontakt:
Franziska Kaufmann, Tel. 0421 3637-364
kaufmann@handelskammer-bremen.de

www.ihk-ecofinder.de

Veranstaltungen
Die Handelskammer bietet mehr als 200 Workshops, 
Seminare, Vorträge und Weiterbildungen an. Die 
vollständige und tagesaktuelle Übersicht finden Sie 
online unter:

www.handelskammer-bremen.de/ 
          veranstaltungen

Newsletter
Der wöchentliche Newsletter informiert Sie über 
Neues aus der Handelskammer und dem Online- 
Magazin. Hier kann er abonniert werden:

www.handelskammer-bremen.de/ 
          newsletter

Das Sprachrohr Bremer Bürger für die 
Entwicklung unserer Stadt.

Das aktiv Forum engagierter Bremer Bürger.

Wir fördern die städtebauliche Entwicklung im 
Verbund mit Umwelt, Natur und Denkmalschutz 
der Stadt Bremen und der Nachbargemeinden.

Wir geben neue Denkanstöße.

Wir skizzieren neue Bauprojekte.

Wir zeigen städtebauliche Alternativen auf.

Wir stellen aktuelle Bauprojekte vor.

Wir verbinden Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung.

Wir sind eine gemeinnützig 
anerkannte Vereinigung.

Die Aufbaugemeinschaft Bremen e.V., 
Bremens erste Bürgerinitiative

Weil Bremen eine starke unabhängige 
städtebauliche Interessenvertretung braucht.
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www.aufbaugemeinschaft.de

der aufbauder aufbau

der aufbau
FORUM FÜR STADTENTWICKLUNG 
UND REGIONALPLANUNG

DENKMALPFLEGE / NEUSTADT
BAUGEMEINSCHAFTEN  
INNENSTADT / ARCHITEKTUR
ÜBERSEESTADT 71. Jahrgang

  APRIL
17

der aufbau
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FORUM FÜR STADTENTWICKLUNG 
UND REGIONALPLANUNG

INNENSTADT
TABAKQUARTIER
FERNBUSTERMINAL
BLUMENTHAL 74. Jahrgang

  JUNI
20
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FORUM FÜR STADTENTWICKLUNG 
UND REGIONALPLANUNG

INNENSTADT
TABAKQUARTIER
LANKENAUERHÖFT
CREATIVE HUB
UNESCO-WELTERBE

77. Jahrgang

  APRIL
23
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Gottfried Stehnke Bauunternehmung GmbH & Co. KG
stehnke.de / info@stehnke.de / Telefon: 0421  342938

„Als Hochbau-Spezialisten bauen 
wir schlüsselfertige Räume zum 

Leben und Arbeiten.“

Jubiläen: 
Die Handelskammer gratuliert
150 Jahre
•  SLOMAN NEPTUN Schiffahrts-Aktiengesellschaft,  

gegründet 14. März 1873

100 Jahre
•  Sterbekasse für das Ge-Be-In VVaG,  

gegründet 30. März 1923

50 Jahre
•  BONUM GmbH, gegründet 3. April 1973

25 Jahre
•  Nordseewoche Marketing GmbH, gegründet 5. März 1998

•  Corinna Carlsson, gegründet 12. März 1998

•  Erlebniskontor GmbH, gegründet 19. März 1998

•  X-Label Beteiligungs GmbH, gegründet 27. März 1998

•  Akku Vertrieb Bremen Gunther Sznepka GmbH & Co. KG,  
gegründet 31. März 1998

•  Michael Schultz, gegründet 31. März 1998

•  Jens Sieben, gegründet 1. April 1998

•  Gastro-Team Venhofen GmbH, gegründet 7. April 1998

•  MEKO-S GmbH, gegründet 9. April 1998

•  Schaufenster Fischereihafen Werbe- und Veranstaltungs-GmbH, 
gegründet 21. April 1998

•  ted technologie & dienstleistungen GmbH,  
gegründet 28. April 1998

•  HanseEvent GmbH Kongreß- & Medientechnik,  
gegründet 30. April 1998

http://www.handelskammer-magazin.de
http://www.handelskammer-magazin.de
mailto:service@handels­kammer-bremen.de
http://www.handelskammer-bremen.de
http://www.schuenemann-verlag.de
mailto:greinke@schuenemann-verlag.de
mailto:anzeigen@schuenemann-verlag.de
mailto:wibb@k-ms.de
mailto:offenhaeuser@handelskammer-bremen.de
mailto:weiss@handelskammer-bremen.de
http://schuenemann-verlag.de
http://verlag.de
http://www.nexxt-change.org
http://www.nexxt-change.org
mailto:kaufmann@handelskammer-bremen.de
http://www.ihk-recyclingboerse.de
http://www.handelskammer-bremen.de/
http://www.handelskammer-bremen.de/
http://aufbaugemeinschaft.de
http://stehnke.de
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S TA R T- U P  D E S  M O N A T S

Es war keine Schnapsidee, sondern vielmehr die gemein-
same Leidenschaft für Schaumwein, die den Bourrée ins 
Leben gerufen hat: Jana Schumacher und Nadine Pilar-
czyk sind Freundinnen und seit Sommer 2022 auch Ge-
schäftspartnerinnen. Sie haben einen eigenen Crémant 
Rosé kreiert, lassen ihn exklusiv produzieren und vertrei-
ben ihn an Privatkunden, Fachhändler und die Gastrono-
mie. Zurzeit noch nebenberuflich – aber die Nachfrage 
nach ihrem Bourrée steigt kontinuierlich.

Anfangs ging es ihnen darum, den perfekten Cré-
mant zu finden. Sie machten Tastings und gingen mit 
ihrem Freundinnenkreis „Crémant – c’est bon“ in ins-
besondere von Frauen geführte Restaurants, die rosé 
Schaumwein auf der Karte hatten. „Es war oft sehr le-
cker, aber nie war der Perfekte dabei“, erzählt Jana Schu-
macher. „So entstand die Idee, dass wir einen eigenen 
Crémant brauchen.“ 

Gesagt, getan. Nach vielen Recherchen zur Herstel-
lung und Verkostungen in Frankreich war ein französi-
scher Winzer bereit, einen Crémant aus seinem Reper-
toire als „Bourrée“ zu verkaufen. „Das wollten wir aber 
nicht, der Bourrée sollte wirklich unsere eigene Kreation 
sein“, erzählt Nadine Pilarczyk. Etwas ernüchtert kehr-
ten sie nach Deutschland zurück – bis ihnen ein Freund 

Auf den perfekten Geschmack gekommen

den Tipp gab, es noch mal bei deutschen Winzern zu ver-
suchen. 

Schließlich entdeckten sie ein Weingut an der Nahe. 
„Der Winzer fand unsere Idee spannend und hat gleich 
gesagt: Das machen wir!“, sagt Nadine Pilarczyk. Dort 
entsteht nun nach der traditionellen Flaschengärung 
aus den Rebsorten Pinot Noir und Pinot Meunier ihr ei-
gener Crémant Rosé mit dem Namen Bourrée: So heißt 
ein traditioneller französischer Tanz und es ist tatsäch-
lich auch die weibliche französische Form von „betrun-
ken“. Im Juli 2022 haben die zwei die Maison NaJa UG 
gegründet und die erste Palette mit 612 Flaschen wurde 
nach Bremen geliefert. 

„Wir haben zunächst an Freunde und über unseren 
Online-Shop verkauft. Richtig viel Sichtbarkeit haben 
wir auf der Messe Fisch & Feines im November und 
auch über unsere Social Media Kanäle bekommen.“ 
Jana Schumacher ist die Kreative, Nadine Pilarczyk hat 
eher die Zahlen im Blick, begeistert sind sie beide. „So 
ergänzen wir uns perfekt. Zurzeit machen wir noch al-
les allein, aber wollen dennoch wachsen. Mal sehen, wie 
sich alles entwickelt!“

 www.thisisbourree.de
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Nadine Pilarczyk und Jana Schumacher haben einen hochwertigen  
Schaumwein nach französischem Vorbild in traditioneller Flaschengärung  

kreiert und sich mit ihrem Bourrée selbstständig gemacht. 

Gründerinnen 
Jana Schumacher 
(rechts) und Nadine 
Pilarczyk.  

http://www.thisisbourree.de
http://fides-online.de


BANKHAUS DONNER & REUSCHEL FÜR SIE VOR ORT

IN BREMEN!
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A N L A G E B E R A T U N G

V E R M Ö G E N S V E R W A L T U N G

F I N A N Z P L A N U N G

LERNEN SIE UNS KENNEN:
www.donner-reuschel.de/bremen

Oder sprechen Sie uns direkt an:
Telefon 0421 163875 – 14, E-Mail bremen@donner-reuschel.de

http://donner-reuschel.de/bremen
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